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Die jüngſten Ereigniſſe in Rumänien und das erwachende Intereſſe 2 
| für die unterdrückten und unſchuldig verfolgten Juden in den Donau- "Fs 
fürſtenthümern machen es Jedem, welcher Auskunft über dieſen Gegen- + 
ſtand zu geben vermag, zur Pflicht, ſeinen Theil zum allgemeinen Beſten - Ms 
| beizutragen. Ein mehrjähriger Aufenthalt in jenen Ländern ſetzten den 3 
| Verfaſſer dieſer Zeilen in den Stand, an Ort und Stelle Material zu 1 
( ſammeln zur Beleuchtung der unglücklichen Lage der Ifraeliten, welche * 
N der Willkür und der ſchreiendſten Ungerechtigkeit des wallachiſchen Pöbels | 
preisgegeben ſind; und die immer wiederkehrenden und ſtets größere Di- 
menſionen annehmenden Emeuten, welche eine moraliſche Peſt und die 
Urſachen fortwährender Beunruhigungen ſind, veranlaßten ernſte Nach⸗ 
forſchungen, deren Reſultat hier mitgetheilt werden ſoll. Bei einem ſol⸗ 
chen Gegenſtand iſt Ruhe keine leichte Tugend und es iſt ſchwer, die 
Aufregung und Entrüſtung zu unterdrücken, denn beharrlichere und un⸗ 
erträglichere Verfolgungen, ſchwereres Unrecht und unverdientere Leiden 4 
find ſchwerlich je einem anderen Volke auf Erden zu Theil geworden. 
Und alle dieſe Unbilden ſind um ſo unerträglicher, weil man ſie von ſei⸗ 
nen eigenen Mitbürgern erdulden muß, welche im Beſitze aller Freiheiten 
ſind, und ſeine Blicke auf die allgemein gewährte Garantie richtet. 
In der That haben die Großmächte durch den Pariſer Vertrag von 
1856 die Unabhängigkeit Rumäniens unter der Suzeränität der hohen + 
Pforte garantirt. Sie haben demnach das Recht und die Pflicht zu for- | 
dern, daß die Bedingungen, unter welchen das Protektorat den Donau- 
fürſtenthümern bewilligt wurde, innegehalten und erfüllt werden. Der 
8 28 genannten Traktates lautet nämlich: „Die Donaufürſtenthümer 
g werden auch in Zukunft von der hohen Pforte abhängen in Gemäßheit 
| der kaiſerlichen Hatti⸗Scheriffs, welche ihre Rechte und Freiheiten beſtim- 
men und feſtſetzen und welche von nun ab unter die Geſammtgarantie 
der kontrahirenden Regierungen geſtellt ſind. In Folge deſſen werden be⸗ 
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ſagte Fürſtenthümer ihre unabhängige nationale Verwaltung behalten, 
ſowie auch die vollſtändige Freiheit der Religionen, der Geſetzgebung, 
des Handels und der Schifffahrt.“ 

Die hier angeführten Hattis ſind wo möglich noch deutlicher in dieſer 
Beziehung; in denſelben beſtimmt nämlich der Sultan, daß er den Fur- 
ſtenthümern die Autonomie gewährt, aber unter der ausdrücklichen Be— 
dingung der Gleichberechtigung aller Unterthanen ohne Unterſchied der 
Religion und der Nationalität. 

Der geneigte Leſer wird bemerken, daß die Religionsfreiheit und 
Gleichberechtigung hier in ganz formellen Ausdrücken ſtipulirt iſt. Aber 
die Rumänen ſcheinen unter dieſer Freiheit die Freiheit für die Majorität 
verſtanden zu haben, denn was die Jſraeliten betrifft, ſo haben fie die- 
ſelben grauſamen Ausnahmsgeſetzen unterworfen, welche ſie nicht nur in 
ihrer Religion, ſondern auch in ihrem bürgerlichen Leben und in ihrem 
Gewerbe bedrücken, und ſie der fanatiſchen Grauſamkeit des Pöbels preis— 
geben. 

Alle, welche nur einigermaßen jene Länder kennen, werden überzeugt 
ſein, daß dieſe beharrlichen Verfolgungen keineswegs dem religisſen Fana- 
tismus zuzuſchreiben ſind (einen ſolchen hätte ſchon langſt die Zeit ge- 
heilt), und daß die öffentliche Meinung in Europa durch gewiſſenloſe 
und bezahlte Skribler, welche ſich ihren Sünderlohn bald in Bukareſt, 
bald in Belgrad und Cettinje periodiſch abholen, bis jetzt getäuſcht und 
irregeleitet worden iſt. Bekanntermaßen iſt der orthodoxe Klerus in den 
Suzeränſtaaten ſehr tolerant und das Volk in Religionsangelegenheiten 
ganz indifferent. Die Handelskonkurrenz und die panflaviſtiſche Politik 
ſind die ausſchließlichen Urſachen dieſer abſcheulichen Exceſſe: denn bis zum 


Jahre 1866 waren die Juden Rumäniens vollſtändig emancipirt und ge⸗ 


noſſen alle bürgerlichen und politiſchen Rechte, ja einige derſelben gelangten 
ſogar zu hohen Aemtern in der Adminiſtration. Aber von jenem Zeit- 
punkte an und nach der Vertreibung des-Fürſten Kuſa wurden Ausnahms- 
geſetze gegen die Iſraeliten geſchaffen und die Verfolgungen nahmen ihren 
traurigen Anfang. Nach den Berichten der Konſuln an ihre reſpektiven 
Regierungen, nach den Debatten im engliſchen Parlamente, ja ſogar nach 
dem Zugeſtändniſſe hochgeſtellter Rumänen ſelbſt iſt es der Neid, welchen 
die Juden den griechiſchen Kaufleuten, Zinzaren und Torgowatz einflößen, 
alſo die abſcheulichſte Selbſtſucht unter der Maske des Fanatismus, und 
alsdann die politiſchen Wirren und Intriguen, welche dieſe Frevel perio- 
diſch hervorrufen. Dieſe Frage wird von der jedesmaligen Oppoſition, 
unterſtützt von panflaviſtiſchen Agenten, deren Aufgabe es iſt, die dorti- 


— 
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gen Völker zu korrumpiren, damit ſie deſto leichter abſorbirt werden kön⸗ 
nen, als politiſches Steckenpferd benutzt und ausgebeutet, um die beſte⸗ 
hende Ordnung und Regierung zu ſtürzen. 

Die Aktualität der Judenverfolgungen in Odeſſa (wo ein panſlaviſti- 
ſches Komité blüht) in Rumänien, in Adrianopel, Smyrna und Czerno⸗ 
witz, und zumal die Zurückhaltung Rußlands, ſich an der Kollektiv- 
intervention der übrigen Großmächte zu betheiligen, ſind zu auffallend 
und zu beredt und veranlaſſen ein ernſtes Nachdenken. 

Indeß hat das St. Petersburger Kabinet nicht immer dieſe Zuri>k- 

haltung und klügliche Reſerve beobachtet, wenn es ſich darum handelte, 
zu Gunſten der Chriſten in der Türkei zu reklamiren, obſchon es weniger 
Rechte hatte, ſich in die inneren Angelegenheiten der Balkanhalbinſel zu 
miſchen, und die Bevölkerung dieſe Intervention gar nicht beanſpruchte. 
Fürſt Gortſchakoff rechtfertigte ſein Vorgehen in einer Note von 1860 mit 
dem verletzten Prinzip der Humanität und Gerechtigkeit, welches die Wa⸗ 
lachen mit Füßen treten, obſchon ſie ausſchließlich dieſem Prinzipe ihre 
Exiſtenz und Autonomie verdanfen. - 

Zu derſelben Zeit, als die Reſtriktivgeſetze gegen die Juden in Ru- 9 
mänien geſchaffen und die Verfolgungen ihren Anfang nahmen, veröffent- 
lichte der Sultan folgenden Hatti-Seriff : 

„Die von Uns durch den Hatti Humayun von Gülhans in Ueber- 
einſtimmung mit dem Tanzimat allen Unterthanen meines Reiches ohne 
Unterſchied der Stände und der Religion verheißenen Garantien für die * 
Sicherheit ihrer Perſon und ihres Eigenthums und für die Wahrung * 
ihrer Ehre ſollen heute beſtätigt und konſolidirt und wirkſame Mittel er⸗ 1. 
griffen werden, daß ſie ihre volle und ganze Wirkung haben.“ Und den- 
noch reklamirte Rußland mit einer Energie, die, wenn fie in Rumänien F 
nur annähernd ihren Ausdruck fände, ganz dazu angethan iſt, alle ferne- | F 
ren Ausſchreitungen auf ewige Zeiten zu verhindern. Beiſpielsweiſe ſei 
hier nur ein kleiner Paſſus aus beſagter Note erwähnt. 

„Wir glauben,“ ſagt Fürſt Gortſchakoff, „daß dieſe Anſichten von \ 
allen Kabineten getheilt werden, aber wir find ebenſo überzeugt, daß die 
Zeit der Jlluſionen vorüber iſt, daß jedes Zaudern, jede Verſchiebung 
ſchwere Folgen haben wird. Indem wir uns mit allen Kräften vereini- 
gen, die ottomaniſche Regierung in eine Bahn zu leiten, welche dieſe 
Eventualitäten abzuwenden vermag, glauben wir derſelben einen Beweis 
unſerer Beſorgniß zu geben, während wir gleichzeitig eine Pflicht der 
Humanität erfüllen.“ 

Hat Rußland nicht dieſelbe Beſorgniß und dieſelbe Pflicht der Huma- 
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nitat für die Donaufürſtenthümer? Was das Petersburger Kabinet ſo oft 
für das verletzte Prinzip der Menſchlichkeit der Türkei gegenüber gethan, ſoll- 
ten es die Großmächte nicht auch einmal den Rumänen gegenüber wagen? 
Die Großmächte, welche dieſe Muſterſtaaten (nach St. Marc Girar⸗ 
din nur) geſchaffen, ihnen ihre unangreifbare Ausnahmeſtellung garantirt 
und dieſelben bisher wie verzärtelte Kinder behandelt haben, haben nach 
dem Wortlaute der Verträge nicht allein das Recht, ſondern auch die 
Pflicht, zu Gunſten der Verfolgten mit aller Energie zu interveniren, 
denn ſie können den Donaufürſtenthümern unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden nicht länger ihr Protektorat angedeihen laſſen, ohne die Schuld 
- an dieſen Grauelthaten zu theilen. Schon das Intereſſe an der Exiſtenz 
und der Entwickelung jener Völker erheiſcht ein kräftiges Eingreifen ſei- 
tens der Großmächte, denn das bisher beobachtete Stillſchweigen, die allzu 
großmüthige Duldung jener Frevel hatte zum Reſultat den vollſtändigen 
Verluſt des Rechtsgefühls bei den Rumänen. Außerdem liegt noch die 
Befürchtung nahe, daß, wenn dieſen Verfolgungen nicht bald entgegen— 
getreten wird, dieſelben ſich auf alle Fremden, zumal auf unſere Lands- 
leute ausdehnen konnten; haſſen die edlen Söhne Trajans die Juden als 
die Träger des Deutſchthums, ſo haſſen ſie unſere Staatsangehörigen 
2 doppelt, weil ſie eben Deutſche und Ausländer ſind. 

Jetzt iſt die Zeit gekommen, wo die Großmächte den Rumänen er⸗ 
klären müſſen, daß die Illuſionen geſchwunden, daß jedes Zaudern und 
Verſchieben ſchwere Folgen haben wird, und daß bei einer Wiederholung 

dieſer barbariſchen Emeuten fie ihnen das Protektorat entziehen und fie 
ihrem Schickſale überlaſſen werden. 

Außerdem ſtehen den Regierungen noch die Kapitulationen zu Ge- 
bote, welche für unſere Landsleute in jenen Ländern die größte Wohlthat 
ſind und welche es verhinderten, daß die Deutſchen in Rumänien während 
des letzten Krieges nicht zum Opfer des allbekannten Fremden-, zumal 
Deutſchenhaſſes gefallen ſind. Die Rumänen behaupten ſteif und feſt, 
daß ihre jüdiſchen Mitbürger Ausländer ſeien. Iſt dem wirklich ſo, 

aaalsdann haben die fremden Mächte das Recht und die Pflicht, fie vermöge 
der Kapitulationen zu ſchützen. Dieſes Mittel wäre in der That das 

wirkſamſte. 
g Eine Verzichtleiſtung auf die Kapitulationen ſeitens der Großmächte 
und zumal der deutſchen Reichsregierung iſt unter den gegenwärtigen Ver- 
hältniſſen durchaus nicht zu befürchten, indem unſer auswärtiges Amt 
die Jurisdiktion jener Länder genau kennt und weiß, was, fie von der- 
ſelben zu halten hat, und zu wiederholten Malen ſogar Warnungen 
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veröffentlichen ließ, daß unſere Kaufleute ſich mit jenen Ländern in keine 
Geſchäfts⸗Verbindungen einlaſſen möchten, weil fie betrogen werden und 
von den dortigen Gerichten keine Gerechtigkeit zu gewärtigen haben. 

Bei ſolchen Zuſtänden verzichtet man nicht auf die Kapitulationen, 
obgleich es der ſehnlichſte Wunſch der Rumänen und Serben iſt, auch | 
dieſen letzten und für uns ſo heilſamen Faden durchzureißen; gerade die 1 
Beharrlichkeit, mit welcher die Aufhebung der Konſularjurisdiktion verlangt 1 
wird, macht es uns zur ernſtlichen Pflicht, die Kapitulationen in ihrer 
ganzen Kraft und Wirkſamkeit aufrecht zu erhalten und auszuüben. Man 
frage nur unſere Vertreter in Bukareſt und Belgrad, ob ſie nach Ver- 
zichtleiſtung auf die Kapitulationen für die Sicherheit unſerer Staats⸗ 
angehörigen verantwortlich ſein wollen. Wenn Rußland ſich dieſes Rechtes 
begeben, ſo iſt dies noch kein Grund für uns, dieſem Beiſpiele nachzu⸗ 
ahmen, ebenſowenig wie den anderen Tendenzen, welche der Panſlavismus 
zur Erreichung ſeiner Zwecke im Oriente verfolgt. 

Ebenſo erübrigt es unſere haute finance, vor einer etwaigen Be⸗ 
theiligung bei einer abzuſchließenden Anleihe ſeitens jener Länder noch be- 
ſonders zu warnen, denn nach den bisher gemachten Erfahrungen dürfte 
wohl unſer Geldmarkt den Donauländern von nun ab verſchloſſen blei- 
ben, zumal da die nichts weniger als glänzende Finanzlage Rumäniens fr 
ſattſam bekannt iſt, und es dem Publikum kein Geheimniß mehr iſt, daß 
die dortigen Beamten häufig 6 Monate auf ihren Gehalt warten müſſen 
und die Regierung genöthigt iſt, bei Buraſter Bankiers Geld zu einem 
exorbitanten Zinsfuße aufzutreiben, um nur die dringenden Bedürfniſſe 
des Augenblicks zu befriedigen. 

Es kann unſere Abſicht nicht ſein, uns noch länger bei einem Gegen⸗ 1 
ſtande aufzuhalten, welcher von einem unſerer hervorragendſten Publiciſten F 
Dr. H. B. Oppenheim mit dem ihm eigenen, ausgezeichneten Talente — 
und in durchaus erſ<spfender Weiſe behandelt worden iſt, weshalb wir | 
gleich mit der Betrachtung eines anderen jener Muſterländer, nämlich 
Serbien beginnen, deſſen Zuſtände weit weniger bekannt ſind und in 
welchem die Iſraeliten ähnlichen Verfolgungen ausgeſetzt ſind, wie in Ru⸗ 
mänien, ſo daß ein Walache beim Leſen nachfolgender Darſtellung füglich 
ſehr wohl ſagen kann: c'est tout comme chez nous. 
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Europa hat entſchieden Unglück mit der Bildung der jungen 4 : 
Staaten an der unteren Donau, und hat durch die Konſtituirung der- — 9 
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ſelben nur der panſlaviſtiſhen Politik in die Hände gearbeitet. Wie in 
Rumänien haben auch in Serbien dieſelben Urſachen dieſelben Wirkun⸗ 
gen hervorgebracht, und wenn man in letzterer Zeit, zumal ſeit 1867, 
nichts von groben Exceſſen gegen die dortigen Juden horte, ſo muß man 
nicht glauben, daß dort Toleranz und Fortſchritt herrſcht, ſondern dieſen 
Umſtand einzig und allein der Thatſache zuſchreiben, daß die Iſraeliten 
ſeit jener Epoche durch barbariſche Ausnahmegeſetze aus dem Innern 
Serbiens vertrieben, nur in Belgrad wohnen dürfen. Hier, hart an der 
öſterreichiſchen Grenze und unmittelbar unter den Augen der europaiſhen 
Vertreter laſſen ſich freilich keine Judenemeuten in Scene ſetzen. Aber 
man hat dieſe unglücklichen Leute aller Exiſtenzmittel beraubt, indem ſie 
weder Handel noch Gewerbe im Fürſtenthum treiben dürfen. Aus den 
hier unten angeführten Reſtriktivgeſetzen wird man gleich erſehen, daß 
Serbien auch kein Eldorado der Freiheit und Gleichberechtigung aller 
ſeiner Einwohner iſt, und daß hier und in Rumänien das Elend gleich 
groß iſt, denn während die Verfolgten im letzteren den Streichen des 
Pöbels erliegen, ſind ſie im erſteren der Alternative zwiſchen Auswande— 
rung und Verhungern preisgegeben. 

Zahlen ſollen den Jammer beleuchten, welchen die ſchändlichen Ge— 
ſetze über die dortigen Iſraeliten brachten. Vor der Promulgation der- 
ſelben wohnten in Belgrad allein 450 jüdiſche Familien; heute iſt deren 
Zahl auf 200 herabgeſchmolzen, von denen 165 Familien von der Mild- 
thätigkeit ihrer Glaubensgenoſſen leben und ein jämmerliches Daſein 
friſten. Das materielle Elend hat allerlei Krankheiten im Gefolge; nicht 
weniger als 136 Familien müſſen auf Koſten der Gemeinde behandelt 
und gepflegt werden. Der Arzt erklärt, daß die Medikamente in Erman- 
gelung einer entſprechenden Nahrung zumeiſt erfolglos bleiben müſſen. 
Viele Kinder können die Schule nicht beſuchen, weil ſie keine Kleider 
haben. Die Juden Serbiens verzweifeln aber trotzdem nicht; ſie vertrauen 
darauf, daß die Sache der Gerechtigkeit endlich auch bei ihnen ſiegen 
wird. Bis dahin bedürfen ſie aber ſehr des Schutzes der civiliſirten Welt 
und vorzuglich des Schutzes der unparteiiſchen Preſſe. 

Mit Recht werden manche von unſeren geneigten Leſern die Frage 
an uns richten, warum dieſe betrübenden Zuſtände bis jetzt ſo wenig be- 
kannt wurden, und ob es denn eigentlich möglich wäre, daß die Serben, 
welche uns als Halbgstter geſchildert wurden, an Intoleranz und unge- 
rechten Verfolgungen mit den Rumänen wetteifern. Deshalb wollen wir 
gleich hier die Gründe angeben, welche dieſe Frage beantworten und dar- 
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thun werden, auf welch' ſchändliche Weiſe die öffentliche Meinung ge- 
täuſcht und hintergangen worden. 

Erſtens kann man durch die inländiſche Preſſe nie die Wahrheit er- 
fahren, weil dieſelbe unmittelbar unter der Polizei ſteht, welche die Ar- 
tikel vorher prüft und jedes anſtößige Wörtchen unbarmherzig ſtreicht, 
wenn die Thatſache noch ſo wahr und evident iſt. Zweitens blüht in 
dieſem Fürſtenthume eine Cenſur, welche die Ruſſen vor 100 Jahren nicht 
beneidenswerth gefunden hätten: die ausländiſchen Zeitungen verbleiben 
nämlich 12 Stunden und länger auf dieſer Cenſur, und bei der leiſeſten 
Andeutung auf Serbien wird das betreffende Journal vernichtet. Außerdem 
beſitzt die dortige Regierung ein wohlgeordnetes Preßbüreau, deſſen Trium⸗ 
virat die Korreſpondenzen für die fremden Blätter beſorgt und die De- 
mentirmaſchine in Bewegung ſetzt, ſobald etwas Ungeheuerliches geſchieht. 
Ebenſo wie das jüngſt ſtattgehabte Attentat in Toptſchider auf das Leben 
des jungen Fürſten ganz todtgeſchwiegen wurde, dementirte das gut dreſ- 
ſirte Preßbüreau den Mordverſuch vom September v. J., obſchon der 
erſte Regent Blasnowatz die Splitter der unter den Wagen des Fürſten 
Milan geſchleuderten Orſinibombe zeigte. Wenn ſolche Thatſachen geheim 
gehalten werden können, ſo iſt die völlige Unkenntniß der dortigen Ver- 
hältniſſe wahrlich kein Wunder. Schließlich find hier noch die ambulan- 
ten Schriftſteller zu erwähnen, welche Belgrad periodiſch und epidemiſch 
heimſuchen, die Serben den Engeln gleichſtellen, ihr Lob ſingen, und in 
bezahlten Schilderungen die Südflaven verherrlichen. Wenn alſo ein un⸗ 
parteiiſcher Berichterſtatter die Tugenden der Jugoſlaven über alle Maßen 
rühmt und die Lage der Juden Serbiens als eine der glänzendſten ſchil⸗ 
dert, ſo wird man jetzt leicht begreifen, daß er hierfür ſeine goldenen, 
vollwichtigen Gründe hat, denn die dortige Regierung iſt nicht un⸗ 
empfindlich gegen derartige Schmeicheleien und beſchenkt dieſe Troubadours 
mit anſtändigen Summen, welche aber nie im Haushaltsetat des Für⸗ 
ſtenthums figuriren. Alſo durch ſyſtematiſche Unterdrückung der Nach— 
richten, durch einſeitige, parteiiſche und gefärbte Berichte, und wenn alles 
fehlſchlägt, durch Zufluchtsnahme zu etwas, was der Lüge ſo ähnlich ſieht, 
daß es nicht von derſelben unterſchieden werden kann, durch ſolche 
ſchändlichen Mittel alſo wurde die öffentliche Meinung irre geleitet. 

Gegen Ende des vorigen Monats wurden 12 Mordthaten an 12 
auf einander folgenden Tagen von montenegriniſchen Banditen vollführt 
(was gleichfalls nicht in die Oeffentlichkeit gedrungen iſt); warten wir ab, 
in welchen Ausdrücken der Gaſtfreund in Cettinje über dieſe Helden⸗ 
thaten der edlen Ritter der ſchwarzen Berge berichten wird. 
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Die Iſraeliten find in Serbien ſeit dem fünfzehnten Jahrhunderte, 
nachdem fie durch die Inquiſition aus Spanien vertrieben worden, wohn- 
haft, und glaubwürdige Geſchichtsquellen aus der damaligen Zeit konſta⸗ 
tiren, daß ſie unter der türkiſchen Herrſchaft Grundſtücke beſaßen und 
überall im Lande wohnen durften. Ebenſo iſt erwieſen, daß ſie weder 
zur Zeit der türkiſchen Regierung, noch in der Epoche, wo Serbien zu 
derjenigen Unabhängigkeit, welche es jetzt beſitzt, erhoben wurde, Verfol- 
gungen ausgeſetzt waren. 

Der Furſt Miloſch, welcher von 1815 mehr als 21 Jahre in Ser- 
bien regierte, und von den Panſlawiſten als Barbar geſchildert wird, 
weil er ein ſtarkes Regiment führte (das einzige, welches für jene Länder 
paßt), legte in Angelegenheiten der Religionsfreiheit ſehr aufgeklärte Ideen 
an den Tag, und während ſeiner Regierung hatten die Jſraeliten gar 
keinen Anlaß zu Klagen. Er proklamirte die Gleichheit aller ſerbiſchen 
Unterthanen ohne Unterſchied der Religion. Unter dieſer weiſen und 
kräftigen Regierung nahm der Wohlſtand des Landes ſichtlich zu. Handel 
und Ackerbau blüheten und die Ruhe und Sicherheit ließen nichts zu 
wiinſheu übrig. Die Juden trugen durch ihre induſtrielle Thätigkeit ſehr 
viel zur Hebung des allgemeinen Wohlſtandes bei, denn durch ihre Ver— 
mittlung kamen fremde Kapitalien zu mannigfachen Unternehmungen in 
den neu entſtandenen Staat. 

Um dieſelbe Zeit erkannte die Türkei die Exiſtenz Serbiens an, aber 
weder in den Originaldokumenten, welche dieſe Unabhängigkeit feſtſetzten 
(Hatti⸗Scherif vom Jahre 1830), noch in den nachträglichen Urkunden, 
welche die Autonomie dieſes Landes beſtimmen (Hatti⸗Scherif vom Jahre 1834) 
findet man auch nur ein Wort, welches die Lage der Iſraeliten beſchränken 
würde. Wie hätte auch der Fürſt Miloſch, welcher auf der ſoliden Grund— 
lage der Humanität und Gerechtigkeit einen neuen Staat gründete, eine 
Scheidewand zwiſchen ſeinen Unterthanen aufgerichtet; hatte er doch 
kaum eine Ahnung, daß man die Juden Ausnahmegeſetzen unterwerfen 
könnte. 

Der Uſtav oder die Fundamentalverfaſſung des Fürſtenthums iſt in 
allen ſeinen Beſtimmungen bezüglich der Bürgerrechte von demſelben Geiſte 
der Unpartheilichkeit beſeelt; kein Ausdruck deſſelben läßt einen Zweifel 
über die Lage der Iſraeliten aufkommen, es iſt darin kein Unterſchied 
zwiſchen ihnen und ihren übrigen Mitbürgern. Der Paragraph 27 des 
Uſtav lautet nämlich: Alle Einwohner Serbiens (ſagt der Sultan) ſollen 
in ihren Beſitzthümern, ihrer Freiheit und Ehre geſchützt werden. Meinem 
ausdrücklichen Willen ganz zuwider wäre es, wenn irgend ein Ein— 
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wohner dieſes Landes, wer er auch ſei, ſeiner Rechte beraubt 
werden könnte, oder irgend einer Strafe unterzogen würde, ohne vorher- 
gegangenes richterliches Erkenntniß u. ſ. w. 

Aber ſchon damals erweckte der Reichthum der Juden den Neid ihrer 
ſerbiſchen Konkurrenten, welche es noch nicht wagten dieſelben zu beun⸗ 
ruhigen, denn dieſe Grundgeſetze lieferten ihnen keine Mittel, die Rechte 
der Iſraeliten zu beſtreiten. Alle ihre Intriguen ſcheiterten an der 
Feſtigkeit des Fürſten Miloſch. 

Folgender Charakterzug wird am deutlichſten zeigen, wie Miloſch 
über Religionsfreiheit dachte. Eines Sonntags kam der Fürſt nach der 
kleinen Stadt Poſarevatz gerade zur Zeit, als die Chriſten ihren Gottes- 
dienſt feierten. Begleitet vom Bürgermeiſter und einigen Magiſtratsper⸗ 
ſonen, nahm er die Stadt in Augenſchein, und war ganz erſtaunt, alle 
Kaufläden, zumal die der Juden, geſchloſſen zu ſehen. Als er hierüber 
ſein Erſtaunen kund gab, wurde ihm geantwortet, daß den Iſraeliten das 
Schließen ihrer Geſchäfte geſetzlich vorgeſchrieben ſei, um der Sonntags- 
feier eine größere Weihe zu verleihen. Genießen die Juden dieſelben 
Vorrechte, fragte der Fürſt, und ſind Eure Magazine am Sonnabend 
geſchloſſen, während Eure Mitbürger in der Synagoge beten? Und als 
man ihm eine verneinende Antwort gab, fügte er hinzu, daß die will⸗ 
kürliche Maßnahme fernerhin nur unter der Bedingung ſtattfinden dürfte, 
wenn man den Jſraeliten dieſelbe Ehre erzeigen würde, welche man von 
ihnen fordert, und dabei blieb es auch. 

Während der erſten Regierungsjahre des Hauſes Obrenowits erfreuten 
ſich die Juden aller Rechte und Privilegien, welche die anderen Serben 
beſaßen; ſie wohnten im Innern des Landes, beſaßen unbewegliche Güter 
und trieben Handel, ohne daß ihnen je die Regierung oder das ſerbiſche 
Volk, mit dem ſie im beſten Einvernehmen lebten, die mindeſte Unbill 
zugefügt hätten. Der Fürſt Michael, welcher von denſelben Gefühlen 
beſeelt war, beobachtete in der erſten Periode ſeiner Regierung die lobens- 
werthen Beiſpiele ſeines Vaters, und hätte er auch in der letzten Zeit 
die weiſen Rathſchläge ſeines Vorgängers befolgt, ſo wäre er ſicherlich 
nicht als Opfer der panſlaviſtiſhen Intriguen meuchleriſch ums Leben 
gekommen. 

Im Jahre 1842 war die Dynaſtie der Obrenowits durch die des 
Kara⸗Georg ſubſtituirt, und dieſe Revolution brachte eine vollſtändige 
Veränderung der Lage der dortigen Juden hervor. Die Feinde des Hauſes 
Obrenowits und Häupter der Revolution, die Vermehrung ihrer Anhänger 
bezweckend, veröffentlichten, daß fie, im Falle fie reüſſirten, alle Juden 
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aus dem Innern des Landes vertreiben und ſo den Handel in die allei- 
nigen Hände derjenigen geben würden, welche die ſerbiſche Nationalität 
umſchließt. Sie hielten auch Wort. 

Die neue Regierung, welche noch heute vom Volke als Uſurpator 
betrachtet wird, und über welche ein Paragraph der neuen Conſtitution 
den Nationalfluch ausſpricht, gerirte ſich zwar als den Vertheidiger des 
Uſtaw, aber ſie verletzte von vornherein das Fundamentalgeſetz, indem ſie 
die Iſraeliten eines großen Theiles ihrer Rechte beraubte. Man ging 
gegen dieſe Unglücklichen ſtufenweiſe vor, ohne offene Gewalt, der Ruin 
derſelben wurde methodiſ< berechnet und herbeigeführt. Ein erſtes Decret, 
welches nie officiell bekannt gemacht aber mit äußerſter Strenge ausge- 
führt wurde, unterſagte den Juden, ſich im Innern des Landes niederzu- 
laſſen, und diejenigen, welche dort wohnten, ſahen ſich gezwungen, ihr 
Domizil zu verlaſſen und nach Belgrad überzuſiedeln. Mehr bedurfte es 
nicht, um das Elend der Verfolgten herbeizuführen, deren gerechte Klagen 
und Reklamationen mit Hohn und Drohungen beantwortet wurden. 

Als im Jahre 1856 der in Paris tagende Kongreß an die Türkei 
Vorſtellungen zu Gunſten der Raja (nicht muſelmänniſche Unterthanen 
der hohen Pforte) richtete, glaubte man allgemein, daß die Juden in den 
Donaufürſtenthümern von dieſer Maßnahme profitiren würden, aber der 
Fürſt Alexander that nichts für ſie, ſeine Adminiſtration blieb ihnen feind- 
lich, wie die Partei, welche ihm zum Throne verhalf und an den Sturz 
des Fürſten Miloſch arbeitete, um das Elend der Juden, ihre Handels- 
konkurrenten, zu beſchleunigen. 

So handelte ein chriſtlicher Staat zu derſelben Zeit, als der Sultan 
aus eigenem Antriebe die Gleichheit aller ſeiner Unterthanen ohne Unter- 
ſchied der Religion und Nationalität dekretirte. 

Die ſerbiſche Regierung war von der Ungerechtigkeit der Ausnahme- 
geſetze von 1856 derart durchdrungen, daß ſie dieſe Dekrete, welche im 
flagranten Widerſpruche mit dem Uſtaw und den von der Türkei promul- 
girten Geſetzen ſtanden, weder veröffentlichte, noch auch in die Geſetzſamm⸗ 
lung des Fürſtenthums einrücken ließ. Man diſſimulirte die Intoleranz, 
um ſich dem Urtheile der öffentlichen Meinung zu entziehen. Der Zweck 
war erreicht; man beſeitigte gewaltſam und zum Nachtheile des Landes 
die Konkurrenz der Iſraeliten zu Gunſten einer geringen Anzahl ſerbiſcher 
Kaufleute, welche nur mit Hülfe von Privilegien fortkommen konnten, 
und welche zu jeder Zeit die Kaufleute anderer Länder fürchteten und 
gegen dieſe unzählige Bedrückungen provocirten, obſchon die Freiheit frem- 
der Handelsleute durch internationale Verträge ſichergeſtellt iſt. Es genügt, 
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hier eine Verordnung zu erwähnen, welche in der erſten Hälfte dieſes 
Jahrhunderts allen Fremden verbot, die Magazine Belgrads mit Waaren 
zu beſuchen. 

Durch dieſe ungerechten Dekrete wurde ein Monopol geſchaffen, 
welches dem Volke großen Schaden zufügt; die Landbewohner verabſcheuen 
die Privilegien der Trogowatz und ſind aus naheliegenden Gründen ihren 
jüdiſchen Mitbürgern ſehr zugethan. Auch iſt in der ſerbiſchen Geſchichte 
keine Spur von religiöſen Verfolgungen zu finden, das Volk und der 
Klerus waren niemals intolerant. | 

Dieſes Regime, welches den Wohlſtand des Landes vernichtete, indem 
es nur einer kleinen Anzahl von ſerbiſchen Kaufleuten zu Gute kam, 
rief die allgemeine Unzufriedenheit hervor, und Alle ſehnten ſich nach der 
Zurückkunft des Fürſten Miloſch, welcher im September des Jahres 1859 
wieder erwählt wurde. Sofort veröffentlichte er ein Dekret, welches ver⸗ 
ordnete, daß kein Einwohner Serbiens, welcher Religion und Nationalität 
er auch angehören mag, verhindert werden könne, ſich an jedem beliebigen 
Orte niederzulaſſen, oder ſich nach Gutdünken einem Gewerbe oder Hand- 
werke zu widmen. 

Aber im Jahre 1861, als Miloſch verſchied, trat ein Wechſel der 
Dinge ein. Nach den früheren an den Tag gelegten Geſinnungen ſeines 
Sohnes Michael glaubte man annehmen zu dürfen, daß der junge Firſt 
zugleich mit den Tugenden ſeines Vaters, auch deſſen Einſichten und 
Energie geerbt haben wird. Zu ſeinem eigenen Verderben zeigte er eine 
unverzeihliche Schwäche und befolgte nicht immer die weiſen Rathſchläge 
und Beiſpiele ſeines gerechten Vaters, und ſein tragiſches Ende iſt bekannt. 

Alſo im Jahre 1861 votirte die Skuptſchina ein Geſetz, welches 
denjenigen jüdiſchen Unterthanen, die ſich im Innern des Landes nieder⸗ 
gelaſſen hatten, geſtattet ihr Gewerbe in den Oertlichkeiten zu betreiben, 
die ſie bewohnten, ihnen jedoch unterſagt ein Anderes zu unternehmen. 
Die Ausübung eines berechtigten Gewerbes iſt nicht an die Erben über⸗ 
tragbar; und allen übrigen Iſraeliten war es verboten, ſich im Innern 
des Fürſtenthums niederzulaſſen. ; | 

Dieſes barbariſche Geſetz lautet nämlich: Artikel I. Alle jene Juden, 
welche ſerbiſche Unterthanen ſind und ſich in Folge des Geſetzes vom 
26. Februar 1859 Lit. B. Nr. 4417, von dieſem Tage ab, bis zum 
28. September 1861 (nämlich bis zum Erlaſſe des geſetzlich begründeten 
Finanz-Miniſterial-Reſkripts, welches die fernere Anſiedelung der Jjſraeli- 
ten im Innern Serbiens verbietet) daſelbſt angeſiedelt haben und ſelbſt- 
ſtändige Geſchäfte betreiben, können daſelbſt auch fernerhin verweilen und 
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ihre Handels- und andere Geſchäfte weiter fortführen — aber nur in 
denjenigen Orten, für welche fie auf Grund des angeführten Geſetzes 
hierzu das Recht erworben haben. 

Artikel 2. Inſofern aber irgend einer von den im Innern des Fur- 
ſtenthums angeſiedelten, ſelbſtſtändige Gewerbe betreibenden Juden bis- 
her kein Manufaktur oder Kurzwaaren-, wie auch kein Kolonialwaaren- 
geſchäft betrieben hat, iſt es in der Folge ihnen auch nicht ge— 
ſtattet, ein ſolches im Innern des Landes weiter zu er— 
öffnen. 

Artikel 3. Dieſes Aufenthaltsrecht der Iſraeliten im Innern Serbiens 
und deren Geſchäftsbetrieb daſelbſt hat ſich lediglich auf die Perſon der- 
jenigen Juden zu beſchränken, welche ſich bis zum 28. Februar 1861 im 
Innern des Landes angeſiedelt haben und ſelbſtſtändige Geſchäfte be— 
treiben, jedoch mit Ausſchluß ihrer Leibeserben. 

rtikel 4. Nachdem das oben erwähnte Geſetz nur von der freien Aus- 
übung jeder Art von Handelsgeſchäften ſpricht, ſo hat ſich das Recht 
der in Rede ſtehenden Juden nur auf dieſen Geſchäftskreis 
zu beſchränken. Indem aus dem hierauf bezüglichen Reſkripte des 
Finanzminiſters erſichtlich iſt, daß einige von den Iſraeliten im Innern 
des Landes Häuſer und anderes unbewegliches Gut ankauften, wozu 
ihnen dieſes Geſetz das Recht benimmt, ſo haben ſich die im 
Innern Serbiens bereits angeſiedelten Juden zu verhalten, und es iſt 
mit ihnen zu verfahren, wie es die allerhöchſte Entſchließung vom 
30. Oktober 1856 Litr. B. Nr. 1660 betreffs der Juden vorſchreibt. Alle 
Polizeibehörden haben über ſtrenge Ausführung dieſes Ge— 
ſetzes zu wachen. 

So wird eine Klaſſe von ſerbiſchen Bürgern behandelt, welche alle 
Abgaben entrichten und zum Militärdienſt herangezogen werden, und 
ſo trägt man in Serbien unſerem Zeitgeiſte und den Prinzipien der Hu- 
manität und der Gerechtigkeit Rechnung, denen das Fürſtenthum ſeine 
Freiheit und Unabhängigkeit verdankt. Was würden die civilifirte Welt 
und die Serben zu allererſt ſagen, wenn die türkiſche Regierung die 
Chriſten im Orient ebenſo behandeln würde, wie die Juden in Serbien 
und Rumänien behandelt werdend 

Dieſes abſcheuliche Ausnahmegeſeß, welches mit einer nie erſchlaffen— 
den Strenge gehandhabt wird, wurde ſogar in der neuen Konſtitution 
Serbiens beibehalten, obſchon der §. 23 der neuen Verſaſſung von 
1869 die Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetze proklamirt. Der §. 132 
hebt nämlich das ausgeſprochene Prinzip der Gleichberechtigung in folgen— 
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gen Ausdrücken auf: „§. 132. Alle früheren Geſetze und Beſchlüſſe, wel- 
cher Natur ſie ſein mögen, werden, ſobald ſie im Widerſpruche mit dem 
Inhalte und Wortlaute der gegenwärtigen Verfaſſung find, für ungültig 
erklärt und bleiben aufgehoben. Nur das einzige Geſetz (gegen die 
Juden) vom 20. Oktober 1856 Lit. B. Nr. 16160, und vom 4. No- 
vember 1861 Lit. B. Nr. 2244 bleibt allein in Kraft“. 

Solche Gefühle der Intoleranz ſollten ſelbſt von denen, welche die 
Entwickelung jener Länder wünſchen, ernſtlich in Erwägung gezogen wer⸗ 
den. Die Verfolgungen werden kein Ende nehmen, wenn die Chriſten 
der Balkan-Halbinſel unabhängig werden, ſie werden nur ihr Objekt än⸗ 
dern und an Intenſität und Heftigkeit zunehmen. Denn die bisher ge⸗ 
machten Erfahrungen zeigten, daß die Muſelmänner doch viel weniger, 
als die orientaliſchen Chriſten geneigt ſind, diejenigen zu unterdrücken, 
welche einer andern Religion und Nationalität angehören. 

Dieſe Verfolgungen, welche die Iſraeliten von den Serben erlitten 
und noch erleiden, dem religiöſen Fanatismus zuſchreiben zu wollen, hieße 
den Inſinuationen der Letzteren mehr Glauben beimeſſen, als fie verdie- 
nen. Nachſtehende Auszüge aus der diplomatiſchen Korreſpondenz werden 
den Beweis liefern, daß der einzige Grund dieſer Verfolgungen der Neid 
iſt, welchen die jüdiſchen Kaufleute den Torgowatz einfloͤßen, ſei es, weil 
erſtere geſchicktere Kaufleute ſind, ſei es, weil ſie ſich mit beſcheidenerem 
Nutzen begnügen und demzufolge ſie den ſerbiſchen Bauern vortheilhaftere 
Bedingungen bieten können. | 

1) Der Generalkonſul Mr. Longworth richtete an Sir H. 
Bulwer am 24. November 1861 (Annexe I. zu Nr. 2) folgende De- 
peſche: 

„Uebereinſtimmend mit Ihrer Depeſche vom 6. September und 
einem dort eingeſchloſſenen Briefe des Sir Culling Cardley an den Unter⸗ 
ſtaatsſekretär bezüglich der Lage der Juden in Serbien habe ich die Ehre, 
Ihnen anzuzeigen, daß dieſe Frage Gegenſtand meiner ernſthafteſten Auf- 
merkſamkeit geweſen. 

In meiner Depeſche vom 13. April a. c. berichtete ich Ihnen, daß 
ein Dekret erlaſſen wurde, welches die Vertreibung von je 60 jüdiſchen 
Familien aus den Städten des Innern Serbiens anordnet, eine Maß 
regel, die ebenſo grauſam wie ungerechtfertigt iſt, und harm⸗ 
loſe, betriebſame Leute trifft, die ſich hauptſächlich mit Handel, Hauſiren 
und dem Verkaufe von Nahrungsmitteln beſchäftigen. | 

Der Firſt Miloſch verlieh ihnen die Vollmacht, ihre Induſtrie zu 
betreiben, aber ſein Sohn Michael hat ſie ihnen entzogen. Vor Empfang 
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Ihrer vom 6. Sepember datirten Depeſche hatte ich dem Fürſten Michael 
über dieſen Gegenſtand ernſte Vorſtellungen gemacht. Seine Hoheit er⸗ 
kannte, daß die gegen die Juden ergriffenen Maßregeln der Regierung in 
den Augen der öffentlichen Meinung Abbruch thun könnten, und daß 
dieſe Verfolgungen nur darin ihren Grund haben, daß die Juden den ſer— 
biſchen Kaufleuten Konkurrenz machen, ihre Waaren billiger verkaufen, 
und ihr Geld zu einem niedrigeren Zinsfuße leihen, als die Letzteren u. ſ. w. 


gez. Longporth, Generalkonſul. 


2) Mr. Ricketts, Gerent des Generalkonſulats zu Belgrad, 
ſchreibt unter dem 28. Juli 1863 (Annexe 1. zu Nr. 4) an Sir 


H. Bulwer: 


„Während der Regierung des Fürſten Kara-Georgeowits waren die 
Juden das Ziel zahlreicher Verfolgungen; es wurden Dekrete erlaſſen, 
die ihnen den Aufenthalt im Innern des Landes unterſagten. Keinem 
von ihnen war es geſtattet, außerhalb der Grenzen der Stadt Belgrad 
zu wohnen. Dieſe Geſetze wurden in der letzten Regierungszeit des Für⸗ 
ſten Miloſch außer Wirkſamkeit geſetzt, und die Iſraeliten erfreuten ſich 
derſelben politiſchen Rechte, die die anderen Einwohner des Landes ge— 
noſſen. Das gute Beiſpiel des Fürſten Miloſch iſt leider in der neueſten 
Zeit nicht beachtet worden. Welche Verbrechen find es doch, könnte man 
fragen, die ſich die Juden zu Schulden kommen ließen, und durch die ſie 
ſolche Mißhandlungen verdienten, da fie dieſelben Laſten tragen und den- 
ſelben Geſetzen unterworfen ſind, wie die Serben. Ich richtete dieſe Frage 
an mehrere Perſonen, und alle ſtimmen darin überein, daß die Juden 
arbeitsſame und induſtrielle Staatsangehörige ſeien. Den 
Wohlſtand, den die Iſraeliten dieſem Handel verdanken, betrachten die 
ſerbiſchen Kaufleute mit neidiſchen Blicken und viele der letzteren würden 
es gern ſehen, wenn die armen Juden aus dem ganzen Lande vertrieben 
würden. Obwohl dieſes Verlangen (wie ich dies ſelbſt beurtheile) keines- 
wegs mit den Wünſchen des Fürſten übereinſtimmt, ſo wird es doch von 
vielen Beamten der Regierung, welche mit vielen ſerbiſchen Kaufleuten in 
Verbindung ſtehen (eine Thatſache, die noch heute ſelbſt bei den Regenten 
exiſtirt) vollkommen getheilt. Dieſe Letzteren üben eine gewiſſe Preſſion 
auf die Regierung aus (ganz ſo wie in Rumänien). 

Es iſt hier der Ort, zu bemerken, daß gegenwärtig in Belgrad eine 
große Anzahl der jüdiſchen Familien in das größte Elend verſunken iſt. 
Einigen Individuen oder einer Klaſſe von Einwohnern das Recht, Han- 
del zu treiben und ſich im Innern des Landes aufzuhalten, zu benehmen, 
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iſt zum Mindeſten ein Akt der empörendſten Ungerechtigkeit und 
ein unverzeihlicher Mißbrauch der Gewalt. 


gez. Ricketts, Conſul in Belgrad. 


III. 


Wie ein Blitz aus heiterem Himmel, ſo traf das Reſtriktivgeſetz von 
1861 die Iſraeliten, vernichtete ihr ganzes Glück und ſchleuderte ſie in 
den Abgrund des Elends und Verderbens, aus welchem heraus- und ſich 
emporzuarbeiten alle Anſtrengungen bisher vergeblich waren. Dieſe Re⸗ 
gierungsmaßregel, erlaſſen in Folge eines Skuptſchinabeſchluſſes war, wie 
bereits oben bewieſen worden, durch keinerlei Gründe motivirt, zu denen 
die Juden Anlaß gegeben hätten; und ſehr traurig iſt es, daß die Regie⸗ 
rung dem egoiſtiſchen Beſchluſſe der Torgowatz ihre unſchuldigen jüdiſchen 
Unterthanen aufopfern, ſie aus dem Beſitze rechtmäßig erworbener Rechte 
verdrängen, politiſches und moraliſches Unrecht an ihnen begehen laſſen 
konnte. Durch dieſe civiliſirten Nationen ganz unwürdigen Maßnahmen 
wurde ein demoraliſirender, jedem Rechtsgefühle in das Geſicht ſchlagender 
Zuſtand geſchaffen, der ſchließlich zum gänzlichen Ruin des Landes bei- 
tragen wird und muß; das justitia fundamentum regnorum wird auch 
hier einen eklatanten Beleg liefern. 

Dieſe ſtets gegen die Iſraeliten gerichteten und ſich wiederholenden 
Skuptſchinabeſchlüſſe werden weniger befremden, wenn man erwägt, in 
welcher Weiſe ein ſolcher überhaupt zu Stande kommt, und wie einfluß⸗ 
reich daſelbſt das ſelbſtſüchtige, den Juden feindliche Element der Mono- 
poliſten bei dem Ausſchluſſe aller anderen intelligenten Faktoren iſt. Dieſe 
Menſchenklaſſe iſt ebenſo einflußreich in der Volksvertretung, als fre die 
Gemeindeverwaltungen größerer Orte beherrſcht. Bei den eigenthümlichen 
ſozialen Verhältniſſen Serbiens iſt und bleibt der Einfluß dieſes Standes 
inſolange vorwiegend, inſolange auch das Geſetz die intelligenteren Kräfte, 
die zunächſt nur im Beamtenſtande zu finden ſind, von der Legislative 
ausgeſchloſſen hat. Ein Parapraph der neuen Verfaſſung von 1869 
ſchließt nämlich die Beamten und Advokaten von der Wahl zur Skuptſching 
aus, ſie ſind zwar Wähler, können aber vom Volke als Vertreter nicht 
gewählt werden. Demnach rekrutirt ſich der Landtag aus Krämern und 
Bauern, und alles Uebrige iſt ſelbſtredend. 

Dieſe Rechtsanſchauung ſpiegelt ſich in den Regierungsmaßregeln 
des unvergeßlichen, im geſegneten Andenken bei ſeinem Volke fortlebenden 
Fürſten Miloſch im ſchönſten Lichte. Auch unter ſeiner Regierung hat 
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die Volksverſammlung unter dem 18. September 1859 einem zum Nach- 
theile der Rechte der Juden abgefaßten Beſchluß zur Genehmigung und 
Beſtätigung unterbreitet. Aber er genehmigte den Skuptſchinabeſchluß 
nicht nur nicht, ſondern er erließ am 29. September 1859 ein Edikt, nach 
welchem alle den Rechten ſeiner Unterthanen zuwiderlautenden, früheren 
Verfügungen aufgehoben wurden. 

Die Berufung der fürſtlichen Verordnung vom 4. November 1861, 
wie auch die anbefohlene ſtrenge Handhabung des Ukaſes vom 30. Ok— 
tober 1856 geſchieht ohne Annulirung des fürſtlichen Ediktes von 1859 
und ohne Reconſtituirung des allegirten durch gedachtes Edikt außer 
Kraft geſetzten Ukaſes vom 30. Oktober 1856. 

Bei ſochen Widerſprüchen, in denen das Vorgehen gegen die Juden 
als ein ungerechtes erſcheint, ſei es geſtattet, auf die grellen Contraſte 
hinzuweiſen, welche daſſelbe in ſeinen Spalten herausſtellt. Die ſerbiſchen 
Iſraeliten genießen bei aller Beſchränkung ihres Domicilrechts, dennoch 
das Recht der Wahl und der Wählbarkeit in die Landes- und Gemeinde— 
vertretung, und während ſie von den gewöhlichen Gerechtſamen und Be— 
fugniſſen der übrigen Landesbewohner ausgeſchloſſen ſind, geſtattet man 
ihnen die Ausübung der hoheren ſtaatsburgerlihen Rechte und die Zu— 
laſſung zu allen, ſelbſt den höchſten Staatsämtern. Sie haben das Recht, 
zwei jüdiſche Beiſitzer in das Handelsgericht zu ſchicken und richterliche 
Erkenntniſſe in Handelsangelegenheiten zu erlaſſen, aber es iſt ihnen nicht 
geſtattet, Handel zu treiben und ſich im Innern des Landes niederzulaſſen. 
Nach dem Geſetze ſind ſie zum Militairdienſte verpflichtet, ſie haben das 
Recht und die Pflicht ihr Vaterland zu vertheidigen und es zu lieben, 
aber ſie werden Verbrechern gleich, auf einem engeren Raume internirt. 
Einige, die noch vor der Verordnung vom 4. November 1861 in 
Provinzialſtädten ſich angeſiedelt, die Erlaubniß erhielten, daſelbſt zu ver— 
bleiben und ihr eingerichtetes Geſchäft fortzuführen, erlangten dieſes 
Recht wieder mit der Beſchränkung, nämlich nur auf die Dauer ihres 
Lebens und ohne dieſes Recht auf ihre Leibeserben, auf ihre Wittwen 
und Waiſen, übertragen zu können. Auch auf eine gewiſſe Gattung von 
Waaren ſind dieſe beſchränkt, mit denen ihnen Handel zu treiben 
geſtattet iſt. Jedes andere Feld menſchlicher Thätigkeit iſt und bleibt 
ihnen verſchloſſen. 

Die Lage der ſerbiſchen Juden iſt wahrlich beklagenswerth, um ſo 
trauriger erſcheint fie, als ſie eine hoffnungsloſe ift. Wie ſoll ihnen auch 
nicht jede Hoffnung ſchwinden, wenn unter der Regierung des Fürſten 
Michael es dem Einfluſſe einer gemeinſchädliche Tendenzen verfolgenden 
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2 Clique möglich war, eine dem Zeitgeiſte widerſtrebende, die Geſchicke der 
"ith ſerbiſchen Israeliten arg berührende Maßregel durchzuſetzen. 

1 Das Bombardement von Belgrad fügte den Juden den größten 
Schaden zu, denn ihre Wohnungen, unmittelbar an den Mauern der 
Feſtung gelegen, waren den Kanonen am ſtärkſten ausgeſetzt. Auch als 
ſtrategiſch wichtige Poſition wurde das Judenviertel bald vom ſerbiſchen 
Militair beſetzt und die Israeliten waren dadurch gezwungen, ihre Häuſer 
vollends zu verlaſſen. Von ihrem Mißgeſchick ohnehin tief gebeugt, 
obdachslos und durch die jüngſt erlittene Kataſtrophe mit Schrecken er- 
füllt, die wenigen Habſeligkeiten zuſammenraffend, die ihnen die feind- 

lichen Geſchoſſe und die Plünderungswuth des Pöbels noch gelaſſen, 
flüchteten fie in die benachbarten öſterreichiſchen Orte, aller Subſiſtenz- 
mittel ledig, und von der Mildhätigkeit ihrer entfernteren Glaubens- 

Genoſſen und anderer edlen Menſchenfreunde das Daſein friſtend. Als C 
fie nach 4 Monaten zurückkehrten, fanden fie auch jene ihrer Hauſer, 
welche von den Kugeln und den Flammen verſchont geblieben, im ſchreck— 
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lichſten Zuſtande; alle Möbel und ſonſtigen Hausgerathe waren von den 6 

wachhabenden Soldaten und Gensdarmen (alſo von ihren eigenen Mit- A 

burgern) geſtohlen und an reiche — ſehr angeſehene — Kaufleute unter 1 

den Augen der Regierung verkauft. Eine große Anzahl der reichen und 5 

g bemittelten Glaubensgenoſſen, welche durch die Beſchränkung vom Jahre * 
1861 noch in ihrer Mitte ausharrten, ſei es aus natürlichem Gefühle 15 

für die Stätte ihrer Geburt, ſei es aus Mitleid, ihre bedrängten Brüder it 

in ihrer Nothlage nicht zu verlaſſen, kehrten aus dem ſicheren Aſyle nicht { 1 

wieder, wohin ſie die fürchterliche Kataſtrophe vertrieb, und ließen ſich in 15 

| Wien, Peſt, Temesvar, Semlin u. ſ. w. nieder. Jetzt giebt es in Bel⸗ # 
grad mit wenig Ausnahmen unter den Israeliten nur Arme, nur ein it 
Proletariat, das dazu noch internirt iſt. 8 | 

Den Entſchluß zur Auswanderung könnte ihnen nur die grenzen- + 

loſeſte Verzweiflung eingeben, und ſo ſehr fie anfangs zu emigriren 3 

bereit waren, jo haben fie ſich doch bei reiflicher Ueberlegung eines 1 

Beſſeren beſonnen. Können dieſe Unglücklichen auswandern ohne Mittel, | 2 

| arm und elend wie fie find, werden ſie anderswo Aufnahme und Unter- 7 
| kommen finden? Jeder Staat iſt nicht verbunden, ſich Heimathloſe zu- Dy. | 4 
; ſchicken zu laſſen, aber ſchuldig iſt er es für ſeine Angehörigen Sorge zu 2 
| tragen. Dazu iſt das Heimathsrecht und vor Allem das der Geburt. | 5 
q Menſchen und Boden gehören zuſammen und freiwillig wollen und können [<8 
d die ſerbiſchen Juden auf dieſes unzerſtorbare Heimathsrecht nicht Verzicht f 
leiſten. Dieſes Recht an den Boden, wo ſie geboren, wo ihre Lieben 4 
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ruhen, der ſie in ihren Drangſalen und Verfolgungen getragen, und ihre 


Thränen aufgenommen, wollen ſie ſich erhalten, von dieſem heimathlichen 


Boden können ſie ſich nicht trennen. 

Die Israeliten blieben in ihrem Mißgeſchicke nicht unthätig; ſie 
wandten ſich um Abhilfe an das Miniſterium, an den Senat 
und als alle dieſe Schritte erfolglos blieben, auch an den Fürſten Michael 
ſelbſt. Nach öfteren vergeblichen Interpellationen erneuerten ſie ihre 
Bitte in ſchriftlichen Geſuchen, die wir im Anhange vollinhaltlich bringen 
werden. Als auch dieſe Petitionen unerledigt blieben, und ihnen ſogar 
das Petitionsrecht abgeſprochen wurde, ihre Noth und Elend immer mehr 
ſich ſteigerte, ſo daß Todesfälle vor Hunger und Kälte vorkamen, erſuchten 
ſie ihre Brüder anderer Länder, eine Collectivintervention zu ihren Gunſten 
ſeitens der Großmächte zu veranlaſſen. 

Die Debatten im Hauſe der Gemeinen über die Interpellation des 
edlen Baronets Sir Francis Goldſmid vom 29. März 1867 bezüglich 
der Veröffentlichung der die ſerbiſchen Juden betreffenden Documente ſind 
bekannt. Der engliſche Miniſter des Auswärtigen beantwortete dieſe 
Interpellation in folgenden Ausdrücken: „Ich glaube, daß England be- 
rechtigt iſt, der ſerbiſchen Regierung und dem ſerbiſchen Volke eine 
Warnung zu ertheilen. Ich beſchränke mich darauf, die Ausſagen des 
geehrten Baronets bezüglich der gegen die ſerbiſchen Juden in's Leben 
getretenen Geſetze zu beſtätigen, und ich denke nicht, daß er dieſe Geſetze 
mit zu ſcharfen Zügen characteriſirte. Es läßt ſich nicht leugnen, daß 
das gegen die Israeliten beobachtete Verfahren der Serben, die eben 
unter die civiliſirten Völker Europa's gereiht zu werden wünſchen, un- 
würdig iſt. Das ſerbiſche Volk ſollte ſich erinnern, daß kein Volk 
unter der fremden Oberherrſchaft mehr Ungeduld zeigte, und keines öfter 
zu den Gefühlen Europa's für die chriſtlichen Racen der Balkanhalbinſel 


Zuflucht nahm, als gerade die Serben. Ich glaube, daß dieſe Discuſſion 


erſprießlich ſein wird; ein halbciviliſirter Staat wie der ſerbiſche iſt 
immer empfindlich für die öffentliche Meinung Europa's. Der eben aus- 
geſprochene Gedanke, den Aufenthalt des Fürſten Michael in Konſtanti- 
nopel zu Gunſten dieſer Angelegenheit zu benutzen iſt ſehr klug; ich 
ſchlage vor, daß ein diesbezügliches Memorandum der Juden Serbiens 
vom Geſandten Großbritanniens unterſtützt werde.“ 
Lord Stanley machte dieſe Mittheilung im i Parlamente auf Grund 
der nachſtehenden diplomatiſchen Aktenſtücke: 
Belgrad, den 14. März 1867. 
Ich fand Herrn Garaſchanin (ſerbiſchen Miniſter) entſchloſſen, keine Con- 
ceſſionen zu machen, obſchon er einräumte, daß dieſe Beſchränkungen den 
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on Handel des Landes zu Grunde richten. Aber weder die von mir ange- 
führten Argumente, noch die Gefühle der Humanität, auf die ich mich 
berief, brachten irgend welche Wirkung hervor. Der Einfluß der Torgo- 
vatz, d. i. der Kaufleute von Belgrad und der kleineren Städte des 
Innern, iſt allmächtig und hat in Folge der früheren politiſchen Ereig⸗ 
niſſe ſich noch geſteigert. Die Noth der Israeliten hat den äußerſten 
Höhepunkt erreicht, und mein einziger Wunſch wäre, in Zukunft Erſprieß⸗ 
licheres für ſie zu thun, als ich bis auf den heutigen Tag vermocht habe. 
Ich ſehe jedoch für den Augenblick nichts thunlich, als daß während der 
Reiſe, die der Fürſt Michael nächſtens nach Konſtantinopel antreten ſoll, 
um mit der hohen Pforte wichtige politiſche Anordnungen zu treffen, der 
dortige Geſandte Ihrer Majeſtät die Gelegenheit ergreife, zu Gunſten 
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der ſerbiſchen Juden zu interveniren. ; 
gez. Longforth, Generalkonſul. . 

Hierauf adreſſirte Lord Stanley an den engliſchen Geſandten Lord 75 
Lyons folgende Note: * 

| Der Furſt von Serbien iſt im Begriffe, Konſtantinopel zu beſuchen. 7: 
Sie werden von dieſem Umſtande Gebrauch machend, Sr. Hoheit an- 8 5 
i 


zeigen, welch' peinlichen Eindruck im Hauſe der Gemeinen die Reden 


über die Verfolgungen der ſerbiſchen Israeliten machten. Dieſer ſchlechte x | 

Eindruck wird verſtärkt werden, wenn die Details, welche die Agenten * 

J. M. in Serbien geliefert, jetzt zur Verleſung vor das Parlament Be 

gelegt werden. Sie werden dem Fürſten ſagen, daß die Unterſtigung, * 

welche Sie die Regierung J. M. ihm zu gewähren bevollmächtigt, um 3 

die Erfüllung ſeiner Wünſche bezüglich der Feſtung Belgrad zu fördern, - 

| Ihnen das Recht giebt, Sr. Hoheit auf eine freundliche Weiſe zu erklären, 7 
* daß Serbien ſich nicht nur in England, ſondern bei allen civiliſirten Per⸗ F 
| ſonen die Achtung verſcherzt, indem es wehrloſe, betriebſame und thatige 3 
N Leute verfolgt. Sie werden ihm auchſagen, daß der Gegenſatz zwiſchen den | 


Klagen, welche in Serbien gegen die Bedrückung der Chriſten durch die 
Türken geführt werden, und den gegen die Juden verübten unaufhör⸗ 
lichen Verfolgungen durch die Serben dem Hauſe der Gemeinen nicht 
entgangen iſt. 

Gleichzeitig wies Lord Stanley den engliſchen Geſandten in 
St. Petersburg an, dem ruſſiſchen Kabinet Abſchrift dieſer Note mit der 
Erklärung zu überreichen, daß die engliſche Regierung nicht daran zweifelt, 
daß dieſelben Menſchlichkeitsgefühle, welche den Kaiſer von Rußland 
bewogen haben, beim Sultan zu Gunſten der orientaliſhen Chriſten zu 
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Ac | | interveniren, Se. kaiſerliche Majeſtät auch beſtimmen werden, Seinen 
| | Einfluß beim Fürſten von Serbien zu benutzen, um die ſerbiſhen Iſrae⸗ 
liten von den grauſamen Verfolgungen zu befreien, denen ſie in Serbien 
ſeitens einer chriſtlichen Race ausgeſetzt ſind. 
| Nachdem der Coup des auf künſtliche und rſtipietig Weiſe veran- 
1 laßten Bombardements reuſſirte, indem es keinen anderen Zweck hatte, 
£4 als die Großmächte von der dringenden Nothwendigkeit der Räumung der 
Feſtungen ſeitens der Türken zu überzeugen und ſich in den Beſitz der— 
ſelben zu ſetzen, reiſte Fürſt Michael nach Konſtantinopel, um aus der 
Hand des Sultans den Firman der hohen Pforte, betreffs der Uebergabe 
: gedachter Feſtungen zu empfangen. 
[ Aber alle dieſe Vorſtellungen und gütlichen Ermahnungen blieben, l 
f wie wir bald ſehen werden, ohne den geringſten Erfolg und zwar aus 
| dem Grunde, weil man mit den Serben bei dieſer günſtigen Gelegenheit 

| nicht auf der Baſis von donnant, donnant verhandelte, die einzige, | 
welche bei den Rumänen und Serben zum Ziele führt. Oeſterreich— | 
8 7 Ungarn weiß jetzt auch davon ein Lied zu ſingen. Gerechtigkeit, Dank- bs | 

barkeit und Schamgefühl find nicht Sünden, welche ſich jene Muſter- | 
| völker hätten je zu Schulden kommen lafſen. 
g 
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Seinen Inſtruktionen gemäß befürwortete Lord Lyons ſehr eifrig die 

Angelegenheit der ſerbiſchen Juden beim Fürſten Michael. Ein Gleiches 
1 geſchah auch ſeitens der hohen Pforte und glauben wir hier eine Bemer— 
| kung Ali⸗Paſcha's nicht verſchweigen zu dürfen, nämlich die, daß der Fürſt 
| wahrſcheinlich zu Gunſten der den Iſraeliten zu gewahrenden Konzeſſionen 7 

8 weniger Eifer an den Tag legen wird, als er bekundete, um von der 
türkiſchen Regierung die Anerkennung aller ſeiner Anſprüche zu erlangen. 
Der Fürſt Michael verſprach, dieſe Frage, ſobald er nach Serbien zurück— 
gekehrt ſein würde, ernſtlich in Erwägung zu ziehen und ſeinen jüdiſchen 


| | Unterthanen die Gleichberechtigung zu gewähren. 
U. Der Fürſt kehrte nach Belgrad zurück, er hatte die Aushändigung 
) der Feſtungen erreicht und der Enthuſiasmus der Serben war ſehr groß. 


Aber Michael vergaß ſein gegebenes Verſprechen und that nichts für die 
Verbeſſerung der Lage ſeiner jüdiſchen loyalen Unterthanen, obſchon er zu 
dieſer Zeit die größte Popularität beſaß und Alles beim Volke durchſetzen 
4 konnte. Fehlte es ihm an guten Willen oder an vere oder tragen 
. ſeine Rathgeber daran die Schuld? 

N Der troſtloſe Zuſtand der ſerbiſchen Iſraeliten dauerte alſo fort, und 
1 die officiöſe Intervention der engliſchen Regierung blieb ohne Reſultat, 
4 weil dieſe Intervention eben nur officics war und von den übrigen 
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Großmächten nicht unterſtützt wurde. Kurze Zeit darauf inaugurirte der 
ſerbiſche Fürſt eine andere Politik, indem er ſich von den Eingebungen 
Rußlands emanzipirte und die Räuberbänden an der türkiſchen Grenze 
bei Alexinatz zerſtreute und ſich enger den Weſtmächten anſchloß. Die 
Panſlaviſten intriguirten und er wurde im Mai 1869 meuchlings er- 
mordet; de mortuis nil nisi bene. 

Bekanntermaßen wurde nach dem Tode des Fürſten Michael deſſen 
Neffe Milan Obrenowits vom Volke zum Fürſten Serbiens gewählt, 
und während der Minderjährigkeit des letzteren (er zählte kaum 
15 Jahre) wurde eine Regentſchaft, beſtehend aus den Herren Blasnawatz 
Riſtits und Gabrielowitz, eingeſetzt. Als die Iſraeliten die Abſicht dieſer Re- 
gentſchaft erfuhren, eine Volksverſammlung nach Kragujewatz einzuberufen, 
um dem Lande eine neue Verfaſſung zu geben, richteten fie eine Bitt- 
ſchrift an die Skuptſchina behufs Annullirung der fie ſchwer bedrückenden 
Ausnahmegeſetze. Dieſes Geſuch war auf den Rath der Regentſchaft 
abgefaßt und wurde noch von den Agenten Englands, Frankreichs, Oeſter- 
reichs und Italiens unterſtützt, und die Regenten verſprachen, threrſeits 
Alles zu thun, um das gewünſchte Ziel zu erreichen. 

Daß die ſerbiſche Regierung wiederum ihr Wort nicht gehalten und 
auch diesmal nach einem allbekannten ſerbiſchen Sprüchworte handelte 
(lieber ſage ich Lügen, als daß ich verliere), beweiſt die ebenſo lehrreiche 
als intereſſante Schlußſitzung der Nationalverſammlung zu Kragujewatz 
vom 3. Auguſt 1869, aus der wir hier Folgendes mittheilen wollen: 

Es war kurz vor dem Schluſſe der Skuptſchina, nachdem ſchon 
131 Paragraphen der neuen Verfaſſung berathen und votirt waren, als 
der Miniſter des Innern zum F. 23, der bereits erledigt war und die 
Gleichberechtigung aller Bürger ohne Unterſchied der Religion proklamirtr 
das Wort ergriff und ungefähr Folgendes ſagte: „Brüder! Unſer Werk 
iſt beendet; bevor wir uns aber trennen, überlegt noch einmal und reif⸗ 
lich, was Ihr gethan habt; noch habt Ihr Zeit, dieſes oder jenes an der 
Verfaſſung zu ändern, morgen könnte es ſchon zu ſpät ſein. Ihr habk 
im F. 23 die Gleichberechtigung aller Bürger ohne Unterſchied des Glau⸗ 
bens ausgeſprochen; das bezieht ſich auch auf die Juden, die ſich nun 
kraft dieſes Geſetzes auch im Innern des Landes niederlaſſen werden.“ 

Nach dieſer kurzen Erklärung des Miniſters (Schwiegerſohn eines 
Torgowatz) rief die überwiegend großere Anzahl der Deputirten: „Wir 
wollen Freiheit und Gleichheit für Alle, auch für die Juden!“ Nur einige 
Mitglieder der Skuptſchina, und zwar ſämmtlich Kaufleute, die ſich vor 
der Konkurrenz der Iſraeliten fürchten, ließen ihren Widerſpruch verneh- 
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men. Unter dieſen wenigen Oppoſitionellen befand ſich auch der Präſident 
"255 "08 der Skuptſchina, der gleichfalls Kaufmann iſt. Er wollte die Majorität 
* eines Beſſeren — oder richtiger eines Schlimmeren — belehren, und hielt 
/ 1 zu dieſem Zwecke eine fulminante Anſprache. „Wiſſet Ihr, liebe Brit- 
: der“ — perorirte er — „was das heißt: Gleichberechtigung der Juden: 
Ich will es Euch ſagen. Die Juden werden, wenn Ihr das Reſtriktiv- 
i geſetz aufhebt und die Gleichberechtigung ausſprecht, den ganzen Handel 
v an ſich reißen, ſie werden Offiziere, fie werden ſogar Miniſter werden 
können. Wollt Ihr jüdiſche Offiziere, die Euch kommandiren, oder jüdi— 
ſche Miniſter, die Euch regieren?“ 
Doch dieſe Peroration fruchtete wenig; die Stimmung der Verſamm- 
8 lung war auch nach dieſer Rede eine der Sache der Freiheit und Gleich- 
1 heit entſchieden günſtige; ſogar einige Biſchöfe und Prieſter traten in die 
* Schranken zu Gunſten ihrer jüdiſchen Mitbürger. Dies merkte der Pra- 
f ſident, er hob deshalb die Sitzung plötzlich auf, ohne die Frage zur 
Abſtimmung zu bringen. 
Das geſchah um die Mittagszeit. Nachmittags wurden nun alle 
Mittel der Agitation und der Hetzereien ins Treffen geführt, und als ſich 
die Skuptſchina am Abend wieder verſammelte, entſchied ſich die Majori- 
| tat in der That für die Beibehaltung der Reſtriktivgeſetze. Die vormit— 
ſ tagige Majoritat ſchmolz zu einer winzigen Minoritat zuſammen. In die- 
| ſer Minoritat befand ſich auch der Biſhof von Semedrowo, der ſich der 
Juden warm annahm und ſich entſchieden für die Gleichberechtigung der- 
ſelben ausſprach. Er kämpfte erfolglos; die Skuptſchina, welche einerſeits 
die Gleichheit aller ſerbiſchen Bürger proklamirte, erhielt andererſeits den 
mittelalterlichen Druck, der auf den Juden laſtet, aufrecht. Die Hoff- 
nungen, welche die ſerbiſchen Iſraeliten in die neue Verfaſſung geſetzt 
, hatten, find zunichte geworden. 
| Die Regierung, die ſich vor einem Jeden, der es hören will, ihres 
| i Liberalismus rühmt, ließ die Iſraeliten, welche ſich vor der Eröffnung der 
W. Skuptſchina voll Vertrauen an fie wendeten und voll ſchöner Hoffnungen 
von ihr fortgingen, abermals im Stich. 
| Die Vertreter der Großmächte zu Belgrad erſtatteten gewiſſenhaft 
1 einen wahrheitsgetreuen Bericht über den Ausgang der großen Volksver- 
| ſammlung und über das den Iſraeliten zugefügte Unrecht; das Londoner 
| Kabinet proponirte ungeſaumt eine Kollektivintervention der Schutzmächte 
4 zu Gunſten der Bedrückten. Oeſterreich⸗Ungarn, Frankreich und Italien 
traten dem Vorſchlage bei und ſandten an ihre reſp. Agenten in Ser— 
bien die erforderlichen Inſtruktionen. Mit lobenswerthem Eifer verfaßten 
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und überreichten die Generalkonſuln genannter Regierungen der fürſtlich⸗ 
ſerbiſchen Regentſchaft nachſtehende, in wortgetreuer Ueberſetzung wieder⸗ 
gegebene identiſche Note: 

Belgrad, den 22. September 1869. 

„Die unterzeichneten Agenten und Generalkonſuln find beauftragt 
die fürſtliche Regentſchaft über die geſetzliche Lage der Jſraeliten in Ser- 
bien zu unterhalten, indem ſie mit Bedauern konſtatiren, daß die neue 
Verfaſſung, welche das Prinzip der Gleichheit aller Bürger proklamirt, 
dennoch die ausdrückliche Aufrechthaltung der früheren Dekrete beibehält, 
kraft deren es den ſerbiſchen Unterthanen jüdiſcher Konfeſſion unterſagt iſt, 
in den Diſtrikten des Landes zu wohnen und daſelbſt freidn Handel zu 
treiben. 

Wenn die öffentliche Meinung tief ergriffen iſt über dieſen Beſchluß 
welcher ſowohl der Gerechtigkeit, als auch den Tendenzen unſerer Epoche 
zuwiderläuft, ſo waren die Regierungen, welche die Unterzeichneten 
vertreten, nicht weniger ſchmerzlich davon überraſcht (péniblement sur- 
pris); denn in ihrer beſtändigen Sorgfalt (constante sollicitude) für das 
ſerbiſche Volk glaubten ſie, daß der Moment gekommen, wo im Intereſſe 
der vom Lande gemachten Fortſchritte dem Ausnahmeſyſtem ein Ende ge- 
macht werden müſſe, welches eine ganze Klaſſe von ſteuerpflichtigen Landes ⸗ 
kindern unter Hinweiſung auf ihr Glaubensbekenntniß mit dem Inter- 
dikte belegt (frappe d'interdit). In der That ſind die gebieteriſchen 
Motive unbegreiflich, welche dieſen ganz unerwarteten Beſchluß der 
großen Skuptſchina diktirt zu haben ſcheinen. Geſchah es vielleicht des⸗ 
halb, weil die vollſtändige Aſſimilirung der Iſraeliten mit den übrigen 
ſerbiſchen Unterthanen auf dem flachen Lande einen allgemeinen Wider- 
ſpruch hervorrufen, ja ſelbſt gewaltthätige Repreſſalien veranlaſſen könnten? 
Wenn die Stimmung der Landesbewohner wirklich ſo wäre, ſo würden 
die Juden ohne Zweifel vor einer ſolchen allgemeinen Mißbilligung, die ſie 
treffen könnte, ſicherlich zurückſtehen, und ſie würden ſich ſelbſtverſtändlich 
den Verfolgungen nicht ausſetzen wollen, welche ihre Habe und ihr Leben 
gefährden könnten. Aber die Beharrlichkeit, mit welcher fie das Recht be- 
anſpruchen, im Innern des Landes ihren Wohnort wählen zu dürfen, be— 
weiſt im Gegentheil, daß fie nicht als gefährliche Eindringlinge dort em- 


pfangen werden, ſondern daß fie vielmehr bald nützliche Mit⸗ 


glieder der Gemeinde ſein würden, welche fie in ihrer Mitte aufneh- 
men wird. 

Das ſerbiſche Volk hat zu häufig Beweiſe ſeines praktiſchen Sinnes 
gegeben, als daß die Unterzeichneten die Hoffnung derer nicht theilen ſollten, 
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welche heute als Bürger die Wohlthaten des allgemeinen Rechts bean 


ſpruchen. 

Die Erfahrung, welche vor der Promulgation der Ausnahmegeſetze 
von 1856 und 1861 gemacht wurde, berechtigt zu der Hoffnung, daß ihre 
Erwartung nicht getäuſcht werden wird. 

Wenn alſo die auf der Volksſtimmung baſirte Befürchtung nicht als 
ernſt genommen werden kann, verhält es ſich nicht ebenſo mit der Furcht, 
daß die ſerbiſchen Unterthanen jüdiſcher Confeſſion den Binnenhandel nach 
und nach an ſich reißen und endlich ein dem Lande gefährliches Monopol 
ſchaffen könnten? Es iſt durchaus nicht nöthig, hier auf dem Prinzip, 
der freien Konkurrenz zu inſiſtiren, welche lange Zeit von den mittel— 
alterlichen Geſellſchaften verkannt, in der modernen Legislation eine all— 
gemeine Weihe erhielt. Iſt es nicht vielmehr bewieſen, daß die 
Handelsrivalität eines der thätigſten Elemente des Wohlſtandes und des 
Fortſchrittes iſt? 

Man könnte bis zu einem gewiſſen Punkte die Unſchlüſſigkeit der 
fürſtlichen Regierung betreffs einer plötzlichen Beſeitigung der Hinderniſſe, 
über welche ſich die ſerbiſchen Unterthanen jüdiſcher Confeſſion beklagen 
begreiflich finden, wenn letztere ſehr zahlreich und mächtig wären, indem 
die Regierung, von ihrem Standpunkte aus, befürchten könnte, daß die 
Maßnahme, deren Verantwortlichkeit fie übernommen, /geeignet ware, eine 
Verwirrung im Handel der Detailliſten . welche eine wich— 
tige Klaſſe von Bürgern ausmachen, und welche vielleicht nicht in dem- 
ſelben Grade die Intelligenz in Handelsangelegenheiten beſitzen, als die 
Iſraeliten. 

Ohne hervorzuheben, daß der Bauer als Konſument faktiſch durch die 
Betheiligung neuer Krämer in ſeinem Dorfe Vortheil ziehen würde, ge— 
nügt hier die Erwähnung, daß die Anzahl der jüdiſchen Unterthanen im 
Vergleich mit den übrigen Einwohnern Serbiens ganz unbedeutend iſt, 
und daß in Belgrad, wo vor dem Reſtriktivgeſetze von 1861 die jüdiſche 
Gemeinde 450 Familien zählte, jetzt nur 210 Familien, von denen 165 
von der öffentlichen Mildthätigkeit leben. 

Dieſe Statiſtik iſt mehr als beruhigend für die ſer- 
biſche Regierung, denn von den Juden anderer Länder kann 
hier natürlich nicht die Rede ſein, indem letztere unter den— 
ſelben Bedingungen, wie jeder Ausländer, im Innern des 
Fürſtenthums Handel und Gewerbe betreiben kann. 


a Man ſieht alſo durchaus nicht die Gefahr ein, vor welcher man die 


öffentliche Ruhe und die ökonomiſchen Intereſſen des Staates verwahren 
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will, indem man den Zutritt zu den Diſtrikten den einheimiſchen 
Iſraeliten verbietet. Die allgemeinen Vortheile, welche aus der Be- 
freiung derſelben hervorgehen würden, ſind Jedem einleuchtend, der den 
moraliſchen und materiellen Zuſtand des ſerbiſchen Volkes mit ſympathi⸗ 
ſcher Aufmerkſamkeit beobachtet, und die Unterzeichneten beſtätigen dieſelbe 
hier, von der aufrichtigen Zuneigung für das Land ihrer gegenwärtigen 
Reſidenz beſeelt. 

Es geziemt der fürſtlichen Regentſchaft, aus eigenem Antriebe die 
Initiative zu einem Akte der Toleranz zu ergreifen, welche die Geſetz— 
ſammlungen der civiliſirteſten Staaten formuliren. 

Wenn ſo die Regentſchaft die wohlwollenden Rathſchläge befolgen 
wird, deren die Unterzeichneten die Organe ſind, ſo wird ſie nur in Ge⸗ 
mäßheit der Traditionen handeln, welche der erlauchte Gründer der Dy- 
naſtie der Obrenowits gelaſſen, und dem beſtändigen Intereſſe entſprechen, 
von welchem die Regierungen dem Fürſtenthume neue Beweiſe zu geben 
bereit ſind. 

gez. Longworth, Engelhardt. 
Graf Joannini. 


von Calay. 


Der geneigte Leſer dieſer Zeilen wird nun glauben, daß die ſerbiſche 
Regierung, welcher der Inhalt dieſer Note den Boden unter den Füßen 
fortzog, doch wenigſtens etwas zur Verbeſſerung der traurigen Lage der 
verfolgten Juden gethan haben wird, und dies ſchon aus Scheu vor der 
öffentlichen Meinung und aus Achtung vor den einmüthigen Vorſtellun- 
gen der Mächte, denen das Fürſtenthum ſeine ganze Exiſtenz und ſeine 
unantaſtbare Ansnahmeſtellung ſchuldet. So handelte aber die Regent- 
ſchaft Serbiens nicht; ſie hätte ſich nie eine ſolche Schwäche verzeihen 
können, den großen Prinzipien unſeres Jahrhunderts und dem allgemeinen 
Wohle des Landes die egoiſtiſchen Sonderintereſſen ihrer verwandten und 
aſſocirten Torgowatz geopfert zu haben. 

Ungefähr vier Wochen nach Ueberreichung obiger Note wurde den 
Generalkonſuln eine — ſehr geſchickt abgefaßte — bogenlange Replik zu- 
geſtellt, welche kein wahres Wort enthält, die armen Verfolgten noch oben? 
drein bart anklagt und ſie für Alles verantwortlich macht. Ja, die ſer- 
biſche Regierung leiſtete noch Erſtaunlicheres. Die Iſraeliten, welche bis 
dahin und in Folge ihrer Ausnahmeſtellung von dem Bluttribute befreit 
waren, wurden durch Dekret vom 10. November 1870 zum Militärdienſt 
ſowohl im ſtehenden Heere, als auch in der Landwehr herangezogen, und 
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dies zur Strafe, weil die garantirenden Großmächte für ſie intervenirten, 
und auch, weil die Torgowatz es nicht verſchmerzen konnten, daß die Ju- 
den ihren Geſchäften obliegen, während ſie ſelbſt zu den Militärübungen 
einberufen ſind. 

Serbien, das bekanntelmaßen an Großſtaatengelüſte laborirt, indem 
es auf der Balkanhalbinſel ſich die Rolle Piemonts oder gar Preußens 
zumuthet, that ſehr ungehalten über die Kollektiv-Intervention der Schutz— 
mächte, die es gewagt hatten, Vorſtellungen zu Gunſten der Juden zu 
machen. Woher kommt es, daß die ſerbiſche und rumäniſche Regierung 
den garantirenden Mächten gegenüber eine ſolche arrogante Sprache (ſiehe 
auch die jüngſte Antwort von Coſta⸗Foru) führen, und deren wohlgemeinte 
Rathſchläge ganz unberückſichtigt laſſen dürfen? 

Der Grund eines ſolchen Verfahrens liegt ganz einfach darin, weil 
die Großmächte ſich ſelbſt des Rechts eines energiſchen Einſchreitens be— 
geben haben, indem fie über alle Fehler und Ungerechtigkeiten jener Län- 
der die Augen ſchloſſen, die Kapitulation ſtillſchweigend in Verfall gera- 
then ließen und an ihre dortigen Agenten geheime Inſtruktionen in die— 
ſem Sinne ſandten. Es ſcheint, daß Serbien und Rumänien ſich Kennt- 
niß von dieſen Inſtruktionen zu verſchaffen wußten, welche ungefähr ſo 
lauten: „Il ne faut pas vous prémunir contre ces jeunes etats des 
immunités auxquelles pourraient vous donner droit les capitulations 
vous devez, au contraire, vous appliquer à proteger ces pays par une 
constante sollicitude. (Sie dürfen nicht gegenüber dieſen jungen Staa- 
ten von den Gerechtſamen Gebrauch machen, wozu Sie die Kapitulatio— 
nen berechtigen könnten, bemühen Sie ſich im Gegentheil, jene Länder mit 
einer beſtändigen Sorgfalt zu beſchützen u. ſ. w.) 

Indeß ſtraubten ſich die Iſraliten keineswegs gegen gedachte Verord— 
nung, welche ihnen den Militärdienſt auferlegte, ſie begrüßten im Gegen— 
theil mit Frende dieſe Regierungsmaßregel, welche ſie bezüglich der Pflich— 
ten ihren übrigen Mitbürgern vollſtändig aſſimilirte; ſie waren aber gleich— 
zeitig zu der Vorausſetzung berechtigt, daß dieſelben Pflichten ihnen auch 
dieſelben Rechte und Privilegien gewähren würden. Demgemäß richteten 
ſie an die fürſtliche Regentſchaft ein Geſuch, in welchem ſie betonten, daß 
die Regierung, welche bei ihrem Antritte die feierliche Erklärung abgab, 
im Sinne und Geiſte der Obrenowits regieren zu wollen, nicht dulden 
kann, daß das Prinzip der Gleichberechtigung und die Intereſſen des 
Landes zu Gunſten einer privilegirten Klaſſe, welche durch alle Mittel 
ihre Konkurrenz fernzuhalten bemüht iſt, noch länger geſchädigt werden, 
und daß gleichzeitig mit der Militärpflicht ihnen das Recht wieder zuge- 
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ſtanden werden wird, im Innern ihres Vaterlandes wohnen zu dürfen. 
Die Regierung legte auch dieſe Bittſchrift, gleich den diplomatiſchen No- 
ten, ad acta, und die Nothlage der ſerbiſchen Juden dauert fort. Es iſt 
auch nicht abzuſehen, wie dieſem Uebel, welches ſich bald auf alle Aus- 
länder erſtrecken wird, ein baldiges Ende gemacht werden kann, wenn die 
Schutzmächte ſich zu keinem energiſchen Eingreifen entſchließen. Die Er- 
fahrung hat gelehrt, daß bei den Serben und Rumänen weder wohl- 
gemeinte Rathſchläge, noch freundſchaftliche Vorſtellungen, noch Kollektiv 
noten zum Ziele führen. Demnach geht unſer ceterum censeo dahin, daß 
die garantirenden Mächte die Serben und Rumänen zur ſtrikten Beob⸗ 
achtung der internationalen Verträge und zur Beſeitigung aller Ausnahme⸗ 
geſetze, welche im flagranten Widerſpruche mit den Hatti⸗Scherifs von 
von 1830 und 1834, und mit dem Pariſer Traktate von 1856 ſtehen 
zwingen müſſen, widrigenfalls ſie jenen Ländern ihr Protektorat entziehen 
und ſie ihrem Schickſal überlaſſen würden, indem die Großmächte nicht 
länger dulden dürfen, daß unter ihrer Protektion, die doch eher dem 
ſchwächeren und gerechten Theile gebührt, eine Klaſſe von ſteuerpflichti⸗ 
gen Bürgern als Sklaven addicii glebae behandelt werde. Außerdem 
ſollten die Kabinette ihren dortigen Agenten eine ſtrenge Handhabung der 
Kapitulation vorſchreiben und vorkommenden Falles die verfolgten Iſrae- 
liten mittelſt derſelben ſchützen. Was wir hier für die Juden verlangen, 
werden die Großmächte doch über kurz oder lang für ihre eigenen Staats- 
angehörigen zu thun gezwungen ſein. 
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Anhang 
enthaltend 
den Text der bereits in der Uebersetzung mitgetheilten 
Depeschen, sowie anderer Aktenstücke und diplomatische 
Noten. ; 


No. 1. 
Annexe lre au No. 2. 
Le Consul-general Longworth à sir H. Bulwer. 


Belgrade, le 23. novembre 1861. 
Monsieur, 


Conformement a votre depeche en date du 6 septembre, et a 
la copie dune lettre y incluse de sir Culling Eeardley au $ous- 
Secretaire d'Etat, relative à la condition des Israclites serbes, j'ai 
I'honneur de vous informer que cette question a été Yobjet de mon 
attention la plus sérieuse. 

Par ma depeche en date du 13 avril 1861, je vous aunongais 
qu'on avait rendu un decret ordonnant Texpulsion des Juifs au 
nombre de soixante familles de toutes les villes de intérieur. Cette 
mesure est aussi cruelle quiinjuste, car elle frappe des gens pauvres 
et inoffensifs s'occupant de commerce, colporteurs et petits marchands 
pour la plupart. Le prince Milosch leur avait donné Tautorisation 
d'exercer leur industrie; mais son fils, le prince Michel, la leur a 
retiree. 

Avant la reception de votre depeche- en date du 6 septembre, 
javais fait, au sujet de cette affaire, de sévères representations au 
prince Michel, qui m'avait promis de faire son possible pour amener 
le Senat 4 moditier, sinon a rapporter ce funeste decret. 

Son Altesse reconnaissait que les mesures prises contres les 


Juifs pouvaient faire tort au gouvernement dans opinion publique; 
mais, disait-il, le sentiment general leur est tellement hostile, il avait 
et6 exprimé avec une telle unanimte a l'assemblée de Kragojevatz 
ou, de toutes les questions, celle des Juits était presque la seule a 
laquelle on eũt pris un interet sérieux, qu'on n'avait pas juge pru- 
dent de le contrarier, Elle me dit, en meme temps, que si les Juits 
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etaient persécutés, ils ne Vetaient que parce qu'ils faisaient concur- 
rence aux negociants serbes, qu'ils vendaient a meilleur marche et 
qu'ils pretaient leur argent 4 un taux moins élevé que ces derniers. 

A cette cause d'irritation, il fant ajouter celle que je signalais 
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1 
dans la depeche que je vous ai adressée, c'est a-dire Fopinion repan- a 
due dans le peuple. que les Juifs étaient des agents seerets des 12 
Tures, qu'ils étaient favorablement disposes pour ces derniers et qu ils i 


fournissaient a la Porte des renseignements sur le mouvement insur- 
rectionne] organise contre elle a Vinteneur, 

Quant a la sympathie des Juifs pour la Porte, elle est toute 
naturelle et s'explique par la liberte relative qui leur a ete de tout 


temps, accordee par les Turcs; pour ce qui concerne I accusation 4 
d'espionnage, je crois quelle n'a d'autre cause que la mauvaise foi 14 
systematique des Serbes. 5 | Le 
| A la fin, jeus recours 4 un argument tire de la situation per- 8 
14 sonnelle du prince et dont j attendais un heureux resultat: c'est que 2 
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les derniers actes de la Skuptchina avaient tellement fortifié son pou- 
voir, qu'il pouvait braver les prejuges populaires quand ils etaieui 


en opposition avec les droits de la civilisation et de I'humanité, et . 
que, si quelque chose pouvait rendre le gouvernement de Sa Majeste ; 
favorable a une extensian des prerogatives du prince, était Vusage B 
* . = % 
de ces prerogatives pour la defense des grands principes. Te 
Mes demarches en faveur des Juifs, appuyees de Finfluence du 1 
prince, eurent pour résultat d'amener le Senat a publier un autre F- 
decret qui ma été communique aujourd'hui par M. Christich, et 
dont jai Fhonneur de vous transmettre ci-incluse une copie. & 
Ce decret n'est pas, à coup sür, aussi liberal qu'on aurait pu 
le desirer; mais, comme apres tout, il autorise les Juifs résidant © 
actuellement dans Iinterieur d'y rester, avec faculte de se livrer au 
commerce et aux professions qu'ils exergaient auparavant, il peut 
etre accepte comme un progres. Le prince conserve aussi Tespoir de ; 
pouvoir faire plus tard d'autres concessions. ; 
: 
Je suis, etc. 93 
IRS 3- 
Signe: J.-A. Longworth. 1 
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No. 2. 
| Mr. Blunt a Lord Stanley. 
7 | (Extrait.) 
Belgrade, le 2. mai 1865. 
| Quant au principe de la tolerance et a Vatteinte que le gouver- 
nement gerbe avait portée a ce principe en retirant Pautorisation- qui 
avait été accordee aux Juifs, par le prince Milosch, de se fixer dans 
intérieur, M. Zukitch s'en expliqua avec beaucoup plus de franchise 
que M. Garaschanin. II reconnut que les selliacs (paysans serbes) 
n'etaient pas hostiles aux Juifs, qui leur fournissaient les objets ne- 
cessaires a leur cons0mmation à des conditions beaucoup meilleures 
que celles quiils trouvaient partout ailleurs; Vopposition qu'on leur 
faisait venait, disait-til, des commergants de Belgrade, parmi lesquels 
se trouvaiot un certain M. Andrewitch, Serbe, riche a plusieurs 
millions, et d'autres negociants serbes de Vinterieur, qui souffraient 
de la concurrence que leur faisaient les Juifs. Etait-il possible au 
| gouvernement gerbe, me demandait-il, de lutter contre une corpora- 
tion aussi puissante ? 
1 | Les explications que M. Zukitch me donna etaient si plausibles, 
| qu'elles ne me laissèrent aucun doute sur les causes de la persecu- 
ion dont les Juifs sont l'objet en Servie. Comme le prouveraient 
quelques-unes des mes depeches. si on voulait bien 8'y rapporter, 
javais, depuis longtemps, soupgonne quels en étaient les veritables 
motifs, et je m'applaudis, en quelque sorte, de voir mes soupçous con— 
firmes par M. Zukitch. Je sentis, en meme temps, combien avaient 
ete superflus et mon appel a Tesprit du siècle, et la peine que je 
m'etais donnee pour montrer a quel point des choses, d'ailleurs in- 
Signifiantes, deviennent de la plus grande importance. quand le prin- 
cipe de la tolerance Sy trouve en jeu. Ce principe, je men aper- 
Lois maintenant, n'était nullement en cause. Ce qui preoccupait sur— 
i tout le gouvernement serbe, c'etait le moyen de se concilier les 8ym- 
| pathies du torgowatz de Belgrade et des petits négociants de Iinte- | 
{ rieur, dont il ne jugeait pas prudent, à cause de Vimpopularite dans 
f laquelle était tombé le gouvernement, de s'aliéner d' aucune tacou 
1 f | ces bonnes dispositions. 
belt l Ces considerations, mylord, sont bien mesquines, sans doute, elles 
n'en sont que plus difficiles a combattre et ne laissent pas que de 
peindre les petites principautes qui se trouvent sous le protectorat 
de I'Europe. 
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No. 3. | 8 
| Le consul-g6neral Longworth à lord Stanley. "oP 
| (Regue le 29 mars.) 4 
| (Extrait.) 15 
| Belgrade, le 14 mars 1867. *Y 

Monsieur le ministre, : 


J'ai Thonneur de vous accuser reception de votre depeche du 
14 courant, contenant copie d'une lettre de la Societe de T Alliance 6 
| israclite de Paris, relative a la condition des Israélites serbes, et 9 
ö minvitant a vous fournir sous peu un rapport sur les faits signalés 


dans cette lettre, accompagne des observations qu'elle pourrait me 5 
: suggèrer. | | 
| Depuis cette epoque, les efforts incessants de ce consulat sont 4 
restes infructueux et le nombre des familles juives faisant le com- 4 

| merce à l'intérieur, apres avoir été de soixante, a été reduit de - 5 
{ plus de la moitié. Une semblable diminution s'est produite dans la | ao 
| | population juive de Belgrade, qui vit de ce trafic à Vinterieur et qui | : 

est tombee de plus de 2,000 a 1,000 ames. ; 

Un expose lueide du sort passé des Juifs et de la situation A 


malheureuse dans laquelle iIs-sont tombes, se trouve dans la de- 
peche de M. Ricketts, en date du 28 juillet. Vous verrez aussi dans 
les depeches de M. le consul Blunt, que, dans deux cas d'assassinat 
et un de rapt, Vintervention de ce consulat n'a pas fait defaut aux | 
Juifs. ; 5 7 

Vous trouverez, dans ma depeche en date du 10 aout, des ren- 
seignements precis sur ces faits, ainsi que la conviction a laquelle 
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[4 je suits arrive, qu'avec les raisons militant pour le maintien des 
| , restrictions qu'on fait peser sur les Juifs et qui se trouvent repro- 
| duites dans cette depeche, il reste peu d'espoir de les delivrer de 
| Foppression dont ils sont Tobjet. 
| Quant a des demarches qui pourraient etre faites actuellement en 
1 faveur des Juifs, i] est de mon devoir de declarer que je n'ose pas 
1 en esperer de resultat immediat. | | & 
F Tai trouve M. Garaschanin resolu, comme je m'y attendais, à ? 
ne plus faire de concessions. Pour ecarter toute discussion inutile, a 
_ je commengai par lui accorder que les ayanies dont les Israélites Se ; 
; plaignaient, avaient été exagerees par eux. En effet, ces plaintes 3 
| n'avaient pas de fondement plus sérieux que les crimes dont les 1 
chretiens accussaient continuellement les Turcs. Il „ avait cependant 43 
3 | 
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cette difference, et il ne Vignorait pas, que celles des premiers trou- 
veraient probablement peu de creance en Europe et qu'on n'y ferait 
meme pas attention, taudis que les reclamations élevées contre les 
atrocites dont les chretiens accusaient les Turcs, allaient en aug- 
mentant chaque jour et trouvaient comme d'habitude une ample 
satisfaction. Il est de Vinteret du peuple serbe, lui dis-je, tout autant 
que de celui des Juifs, que ces derniers puissent faire librement le 
commerce à l'intéèrieur; le gouvernement ruine le commerce du pays, 
en lui imposant ces entraves et en fermant la porte a la concur- 
rence; on cree ainsi un mauvais système commercial, car les com- 
mercants serbes aiment les credits a long terme avec des benefices 
exorbitants, tandis que les Juifs preferent rentrer promptement dans 
leur capital et se contentent d'un gain modeste. 

Mais ni ce raisonnement, ni les sentiments d'humanite auxquels 
je fis appel ne produisirent d'effet. L'influence des Torgowatz c'est- 
a-dire des negociants Ce Belgrade et des petites villes de Tinterieur, 
est, comme je Vai deja fait observer, toute puissante et elle a encore 
grandi & la suite d'evenements recents. Les charges qui leur sont 
imposees par la nouvelle organisation militaire, leur fournissaient 
un pretexte pour la protection qu'ils trouvaient dans les mesures op- 
pressives qui pesaient sur les Israclites. — Ils doivent avoir enorme- 
ment souffert aussi de la stagnation dans laquelle languit le com- 
merce dans la ville de Belgrade. Ce n'est pas que cette stagnation 
ait ete produite, comme on Va pretendu, par le bombardement de 
la ville; le commerce est rentre dans son cours normal, car en Ser- 
vie, les transactions commerciales, de meme que la population et 
la production, ne subissent presque pas de variations. Mais le depart 
de 4,000 habitants turcs d'une ville dont la population n'excede pas 
20,000 &mes doit avoir notablement ralenti le mouvement des affaires. 

C'est un fait que M. Zukitsch, ministre des finances, a complete- 
ment reconnu dans un entretien que j'eus hier avec lui. Il est de 
peu d'importance neanmoins, quand on songe auxpertes dont les Juifs 
ainsi que le reste des commergants et des boutiquiers de Belgrade 
sont menaces par le depart de la garnison turque dont les depenses, 
ainsi que les frais d'entretien, s'élèvent a plus de 80,000 livres. 
Ceci, il faut le eraindre, sera un coup morte] pour les malheureux 
Juifs qui sont restes en Servie et dont le nombre a été reduit d&ja 
d'une maniere si effrayante par les maladies, la misère et la faim. 

Il est certain, je le repete, que, sur une population de 2 & 
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3,000 ames environ, il n'en reste pas 1,000, et si Von se deman- 
dait ce que sont devenus les autres, il serait impossible de dire com- Wes 
bien il en reste gagnant misérablement leur vie dans les petites villes 1 
turques et autrichiennes des deux rives du Danube, on sans doute, 
en raison du nombre restreint des metiers que les Juifs peuvent Ky 
exercer dans ces pays, leur activite a dii trouver toutes les issues 9 
fermees d' avance. 

Encore un mot sur les Israélites. Leur detresse est a son comble, 
le tableau que vous en a fait Alliance nest que trop exact, et mon unique 
désir serait de pouvoir faire en leur faveur quelque chose de plus 
efficace que ce qui a été fait pour eux jusqua'a ce jour. 6 7 

Toutefois, je ne vois qu'une chose à faire pour le moment, c'est + 
que, lors du voyage que le prince doit prochainement faire a Con- 
stantinople pour prendre avec la Porte d'importants arrangements 
politiques, Vambassadeur de Sa Majesté saisisse Voccasion d'inter- 8 
venir en fayeur des Juifs. L'intervention de Son Excellence, puissanteen wp 
tout temps, le serait doublement dans un moment ou les circonsfances 
predisposeront le prince à la justice et à la generosite, en faveur 
d'une classe malheureuse de ses sujets. On pourrait également montrer 
a Sqg Altesse, ce qu'il y a d'impolitique, au point de vue commer- | 
cial, dans I'nterdiction à ces industrieux commergants du séjour dans * 3 
Finterieur du pays. | 

Signe J. A. Longworth. 5 


No. 4. 


Note identique. 3 


Les soussignés Agents et Consuls-Generaux sont charges d'entretenir 
la Regence Princiere de la situation légale des Israélites en Servie. | 

Ils constatent avec regret qu'une recente legislature, tout en pro- 
clamant le principe de l'égalité des citoyens, a formellement main- ; 
tenu les actes auterieurs en vertu desquels les sujets Serbes de reli- | 
gion juive ne peuvent s'etablir dans les districts et y exercer libre- 
ment le commerce. 

Si Vopinion publique s'est èmue d'une resolution aussi contraire 
a Vequite qu aux tendances de Iepoque, les Gouvernements que les 
80us81gnes representent n'en ont pas été moins peniblement surpris, 


car, dans leur constante sollicitude pour le peuple Serbe, il leur | : 
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paraissait que le moment était venu de mettre un terme, au nom 
des progres memes accomplis par le pays a un regime d' exception 
qui frappe d'interdit, en la désignant par ses croyances religieuses, 
toute une classe d'indigènes contribuables. 

L'on ne se rend point compte en effet des motifs imperieux 
qui semblent avoir dieté le vote inattendu de la grande Skouptchina. 
Serait ce que Vassimilation complete des israclites aux autres sujets 
serbes provoquerait, dans les campagnes, une protestation générale 
voire meme des repressailles violentes? L'on pense que si telles 
etaient réellement les dispositions de la population rurale, les Juifs 
eederaient sans doute devant la reprobation publique dont ils seraient 
frappes, et ils ne s'exposeraient point a des persecutions qui com- 
promettraient leur fortune et leur vie. L'insistance avec laquelle ils 
pretendent a la faculted'elire domicile dans les localites de Vinte- 
rieur, tend a prouver au coutraire que, loin d'y etre accueillis comme 
des intrus dangereux, ils ne tarderaient pas a y confondre leurs in- 
terèts avec ceux de la communante qui les aurait regus dans 
son sein. 

Le peuple Serbe a donné des gages trop fréquents du sens pra- 
tique dont il est done, pour que les soussignés ne partagent Point. 
sous ce rapport, la confiance de ceux qui reclament anjourd hui, comme 
sujets, les benefices du droit commun. 

L'experieuce faite a une epoque auterieure aux lois d' exception 
de 1856 et de 1861, permet d'ailleurs de croire que leur attente ne 
serait pas trompee. 

Si les apprehensions fondees sur le sentiment populaire, ne pa- 
raissent pas sérieuses, n'eu est-il point de meme de la crainte de 
voir les sujets Serbes de religion juive, 8'emparer peu à peu du com- 
merce de Pintérieur et y excercer à la longue, un monopole pré- 
judiciable au pays? L'on n'insistera point ici sur le principe de la 
libre concurrence qui, longtemps meconnu dans les sociétés du moyen 
age, a trouve, dans la législation moderne, une universelle consécra- 
tion. N'est-il pas demontre que la rivalité, dans le domaine écono- 
mique, est un des elements le plus actifs de bien-tre et de progres? 

L'on comprendrait jusqu'a un certain point que le Gouvernement 
Princier hesitat encore a provoquer brusquement la suppression des 
entraves dont se plaignent les sujets Serbes de religion juive, si ces 
derniers etaient nombreux et relativement puissants. II pourrait à 
son point de vue se persuader que cette mésure dont il aurait pris 
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la responsabilité, serait de nature ä jeter la perturbation dans le 
commerce des detaillants qui, tout en constituant une classe asses 
importante de citoyens, ne possèdent peut-&tre pas tous, au meme 
degré que les Israclites, Vintelligence du negoce. 

Sans relever ici que le paysan consommateur gagnerait certaine- 
ment a ce concours de nouveaux debitants dans la commune, Von se 
contentera de mentionner que le nombre des sujets jnifs est insigni- 
fiant, compare à celui des habitants de la Servie, qu'a Belgrade ou 
ils se tiennent pour la plaspart et où ils étaient representes, avant 
la loi restrictive de 1861, par 450 familles, ils ne comptent plus au- 
jourd'hui 210 dont 165 vivent de la charité publique. 

Cette statistique est tout au moins rassurante pour le Gouverne- 
ment, car l'on met naturellement hors de cause les jnifs 
des autres pays qui se trouvent dans les mémes condi- 
tions légales que tout sujet Etranger se livrant au com- 
merce dans la principaute. 

L'on n'apercoit point ainsi le danger dont on voudrait préser- 
ver, la tranquilite publique et les inter#ts 6conomiques de I'Etat, en 
fermant les acces des districts aux membres indigenes de la communauté 
Israélite. Les avantages generaux qui resulteraient de Vaffranchisse- 
ment” de cenx-ci apparaissent an contraire, aux yeux de tout etranger 
qui observe avec une sympathique attention l'état moral et materiel 
du penple Serbe, et les soussignés n'hésitent pas à les affirmer haute- 
ment en s'inspirant de leur sincere attachement pour le pays de leur 
residence actuelle. 

Il appartient a la Regence princiere de prendre spontanement 
initiative d'un acte de tolerance que formulent les codes des Etats 
les plns civilises. 

En se pretant ainsi aux conseils bien-veillants dont les sous- 
signés sont les organes, elle ne fera que suivre les traditions laissées 
pzr P'illustre fondateur de la dynastie des Obrenovitch, tout en re- 
pondant a Iinteret perseverant dont les Gouvernements sont prets a 
donner a la principante de nouveaux temoignages. 


Belgrade, le 22 Septembre 1869. 


Signe Longworth, Engelhardt, de Calay, 
Comte de Joannini. 
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No. 3. 


Florenz, den 15. September 1869. 
Politiſche Abtheilung. 
Nr. 14. 
Herr Graf! 

Die Königliche Regierung hat mit dem lebhafteſten Intereſſe die 
Frage der bürgerlichen Gleichheit der Iſraeliten Serbiens in ihrem gegen- 
wärtigen Stadium verfolgt. Sie wiſſen, daß wir ſeit lange unſere ganze 
Sorgfalt darauf richteten, eine gerechte und billige Löſung dieſer Frage 
zu erlangen. Das, was Sie uns letzthin geſchrieben, ſetzte uns in den 
Stand, dieſelbe von einem Geſichtspunkte zu würdigen, welchen wir für 
ganz unparteiiſch erachten. 

Die Promulgirung der neuen Konſtitution des Fürſtenthums war 
eine günſtige Gelegenheit zur Verkündigung von Prinzipien, welche ge- 
eignet wären, dem Fürſtenthume Serbien die Sympathieen der freien 
Völker und der aufgeklärteſten Regierungen Europas zu ſichern. 

Wir haben alſo mit wahrem Vergnügen vernommen, daß die Dis- 
poſitionen und Tendenzen der Exekutivgewalt in dieſer Beziehung ſehr 
wenig zu wünſchen übrig laſſen. Wir beglückwünſchen aufrichtig die Man- 
ner, welche an der Spitze der Regierung ſtehen, für die Anſtrengungen, 
welche ſie behufs Abſchaffung aller Geſetze, welche Ausnahmen gegen die 
in der ſerbiſchen Konſtitution ausgeſprochenen Prinzipien der bürgerlichen 
Gleichheit und Religionsfreiheit enthalten, in der Konſtituante gemacht haben. 
Aber wir müſſen auch gleichzeitig bedauern, daß das Vorgehen der Regierung 
nicht hinreichte, um ein ſo vollſtändiges Reſultat zu erlangen, wie wir es 
wünſchten. 

Die fürſtliche Regentſchaft ignorirt wahrſcheinlich nicht, daß, als im 
Monate März d. J. eine befreundete Macht uns den Antrag geſtellt 
hatte, zu Gunſten der Iſraeliten des Fürſtenthumes uns einer Kollektiv- 
Intervention anzuſchließen, wir dieſe Einladung zurückwieſen, denn wir 
hielten es für beſſer, dem ſerbiſchen Volke die Initiative zur Annahme 
von Prinzipien zu überlaſſen, welche einen wirklichen Fortſchritt in den 
Sitten aller Klaſſen der Nation angedeutet hätten. 

Deßhalb, und mit aller Anerkennung der von der Exekutive gemach- 
ten Anſtrengungen behufs Verbeſſerung der Sachlage und Verhinderung, 
daß die Rechtsungleichheit der Iſraeliten in die neuen organiſchen Ge- 
ſetze des Fürſtenthums nicht aufgenommen wurde, glauben wir, daß es 
im Intereſſe Serbiens geweſen wäre, die öffentliche Meinung über den 


Geiſt zu beruhigen, welcher dieſen Vorbehalt dictirt hat, kraft welcher 
die Geſetze von 1856 und 1861 aufrecht erhalten bleiben, ungeachtet des 
evidenten Widerſpruches ihrer Dispoſitionen mit den in der Konſtitution 
proklamirten Prinzipien. 

Die Formel, deren man ſich bei Beibehaltung dieſer Geſetze bediente, 
ohne den Text ſelbſt als Beſtandtheil des Fundamentalgeſetzes zu wieder⸗ 
holen, giebt der Hoffnung Raum, daß ſie eine Abänderung erfahren wer⸗ 
den, ſobald die ſerbiſche Regierung dies für geeignet erachten wird, ohne 
daß hierdurch die Konſtitution ſelbſt beeinträchtigt werde. Sie haben be- 
merkt, Herr Graf, daß die Opportunitat einer Abänderung dieſer Geſetze 
ſchon im Prinzipe von der Konſtituante anerkannt worden zu ſein ſchien 
und daß die Nationalverſammlung dieſelben, obſchon ſie Ausnahmen ge- 
gen die in der Konſtitution proklamirten Prinzipien enthalten, deswegen 
zu Kraft beſtehen ließen, um eher die Intereſſen einer inneren Gattung 
zu wahren, als im Prinzipe die Beibehaltung von Dispoſitionen zu be- 
ſchließen, welche der Gleichberechtigung aller Serben zuwiderlaufen. 

Wir würden glücklich ſein zu erfahren, daß die ſerbiſche Regierung 
gewiſſe Geſetze zu reformiren beabſichtigt, welche geeignet ſind, ſtrafbare 
und dem Intereſſe des Landes ſchädliche Handlungen zu verhindern und 
zu rügen, und die Ausübung gewiſſer Induſtrie⸗ und Handelszweige all- 
gemeinen Vorſchriften und beſonderen Ermächtigungen zu unterſtellen, 
als eine ſpezielle Klaſſe von Bürgern mit Hinweiſung auf ihr Glaubens- 
bekenntniß, mit einem ausdrücklichen Interdikte zu belegen. 

Es ſcheint uns, daß die Vorkehrungen, welche die Belgrader Regie- 
rung behufs Beſeitigung des Charakters von religiöſer Intolerenz, welcher 
dieſen Geſetzen innerer Art noch jetzt anhaftet, treffen würde, die allge- 
meine Billigung aller dem Fürſtenthume befreundeten Länder verdienen 
würden. 

Ebenſo wie Sie die Abſichten der Königlichen Regierung treu inter- 
petirten, haben Sie ſich mit Erfolg bemüht, die guten Dispoſitionen der 
Regenten im Sinne der bürgerlichen Gleichheit aller Serben ohne Unter- 
ſchied der Religion zu bekräftigen; ich glaube, daß es uns heute leicht 
ſein wird, die Männer des ſerbiſchen Staates zu überzeugen, welch großen 
Vortheil es dem Lande bringen würde, eine Reform der Geſetze nicht 
länger zu verſchieben, welche noch gegenwärtig eine bedauernswerthe Aus- 
nahme zu den in der ſerbiſchen Konſtitution aufgenommenen Prinzipien 
konſtituiren. 

Ich ermächtige Sie, dem Herrn Matitz dieſe Depeſche vorzuleſen 
und ihm Kopie von derſelben zu laſſen, und ergreife dieſe Gelegenheit, 
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F. um Ihnen, Herr Graf, die Verſicherungen meiner ausgezeichneten Hoch- 
: achtung zu erneuern. 
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No. 6. 
| | Einer hohen fürſtlich ſerbiſhen Regentſchaft zu Belgrad. 

| |; Belgrad, den 12. December 1870. 

4; Der Herr Polizei⸗Präfekt von Belgrad hat neuerdings an den Vor- 


ſtand der hieſigen jüdiſchen Gemeinde die Aufforderung ergehen laſſen, ihm 

. in thunlichſter Bälde die Stammliſten der miliiärpflichtigen Juden zu 

| weiterer Maßnahme zu überſenden. Der unterzeichnete Vorſtand iſt dieſem 

335 Verlangen pünktlich nachgekommen, er ſieht ſich aber gleichzeitig in die 

| . nothwendige Lage verſetzt, an die hohe fürſtlich ſerbiſche Regentſchaft ſein 

| 0 ſo oft wiederholtes Geſuch, heute ganz gehorſamſt zu erneueren, die die 

ſerbiſchen Unterthanen jüdiſcher Konfeſſion ſchwer bedrückenden und ganz 

nnverſhuldeten Ausnahmegeſetze, welche mit dem Geiſte und dem Wort- 

| laute, zumal mit dem JS. 23 der neuen Konſtitution des Fürſtenthumes 
| im offenen Widerſpruche ſtehen, gütigſt abrogiren zu wollen. 

Wenn wir mit einer gewiſſen Beharrlichkeit behufs Abſchaffung 

dieſer ungerechten Reſtriktionen, deren Urſprung bekanntlich nur in der 

Handelskonkurrenz zu ſuchen und zu finden iſt, wobei jedoch unſer Glau— 

bensbekenntniß nur zum Vorwande diente, petioniren, ſo geſchieht dies 

3 degwegen, weil wir einerſeits von der Gerechtigkeit unſerer Reklamationen 

| - vollſtändigſt durchdrungen find, und andererſeits auch, weil unſere Man- 

datare nicht glauben können, daß man eine Klaſſe ſerbiſcher Bürger, 

welche alle Abgaben entrichten, auch zum Militärdienſte heranziehen wolle, 

ohne ihnen das ſeit 1856 gewaltſam entriſſene Domizilrecht wiederzugeben 

Daß das Recht ſich auf unſerer Seite befindet, und daß uns die 

früher beſeſſene, ganz unbeanſtandete Aufenthalts-Befugniz im Innern des 

Landes nur aus dem Grunde entzogen wurde, weil wir Kaufleute 

ſind und die Minoritat der Bevölkerung unſeres Vaterlandes ausmachen, 

iſt zu notoriſch und einleuchtend, als daß wir auf ein näheres Eingehen 

der Beweisführung noch länger beharren zu müſſen glauben, zumal da 

die hohe Regentſchaft bei einer jedesmaligen Ueberreichung unſerer frühe— 

ren Geſuche, die bis jetzt leider ohne directe Antwort geblieben, die Ge— 

rechtigkeit unſerer Reklamationen und deren Motivirung im Prinzipe 

anzuerkennen, und uns die gütige Intervention der fürſtlichen Regierung 

behufs praktiſcher Durchführung des §. 23 unſerer Verfaſſung, welcher die 

| Gleichberechtigkeit aller ſerbiſchen Bürger ohne Unterſchied der Religion 

9 proklamirt, wiederholt zu verſprechen geruhte. 
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Demnach wird man leicht unſere Beſtürzung und tiefe Betrübniß 
ermeſſen können, mit welcher wir von dem in der officiellen Zeitung ver⸗ 
öffentlichen Protokolle der Skuptſchinaſitzung Kenntniß nahmen, in welcher 
über unſer der hohen Regentſchaft unterbreitetes Geſuch debattirt wurde. 
Aus dieſem Protokolle, ſowie auch aus dem Reſultate, welches unſere 
Petition erfuhr, geht keineswegs hervor, daß wir uns der Unterſtützung 
ſeitens der Regierung zu erfreuen hatten, denn wäre dieſelbe für 
unſere gerechte Sache mit Hinweiſung auf F. 23 eingeſtanden, ſo wie 
uns dies zugeſichert wurde, ſo wären wir ſicherlich heute ſchon im 
Beſitze des Domizilrechtes. Die hohe Regierung glaubte ſich ſelbſt dann 
jeder Aeußerung enthalten zu müſſen, als ein Abgeordneter ſogar den Hohn 
und Spott zu unſerer traurigen Lage und zu der Ungerechtigkeit, die wir 
unverdienter Weiſe erdulden, noch hinzufügte. Als nämlich unſere Kon⸗ 
kurrenten, Mitglieder der Skuptſchina, aus Furcht wir könnten in Folge 
unſerer Heranziehung zum Militärdienſte, das Recht beanſpruchen und 
erlangen, uns überall niederzulaſſen, die ſerbiſchen Juden vom Blut- 
tribute befreit wiſſen wollten, entgegenete dieſer ehrenwerthe Ablegatus, 
daß den Israeliten durch Befreiung vom Militärdienſte gar kein Schaden 
zugefügt würde. Die Beurtheilung einer derartigen Aeußerung, welche 
ganz ungerügt in einer National-Verſammlung im 19. Jahrhunderte 
ausgeſprochen werden konnte, und welche darin gipfelt, den wehrloſen 
Israeliten den möglichſt größten Schaden zuzufügen, und dies nur aus 
dem Grunde, weil wir Kaufleute ſind, entgeht uns vollkommen. 

Alle unſere Glaubensgenoſſen, zumal diejenigen, welche zur National⸗ 
miliz gehören und deren Söhne uilitärpflichtig ſind, richten durch unſere 
Vermittlung an die hohe fürſtlich ſerbiſche Regentſchaft die ganz gehor⸗ 
ſamſte Bitte, die Ausnahmegeſetze von 1856 und 1861 gütigſt abſchaffen 
zu wollen und gewärtigen einen günſtigen Beſcheid dieſes ihres Ge— 
ſuches, indem die ſerbiſchen Unterthanen jüdiſcher Religion ſich der freu⸗ 
digen Hoffnung hingeben, daß die hohe Regierung, welche bei ihrem An- 
tritte die feierliche Erklärung abgab, im Geiſte der erlauchten Familie 
Obrenovitz regieren zu wollen, nicht dulden wird, daß das Prinzip der 
Gleichberechtigung und die Intereſſen des Landes zu Gunſten einer privi⸗ 
legirten Klaſſe, welche unſere Konkurrenz fernzuhalten bemüht iſt, gefährdet 
werden, und daß gleichzeitig mit der Militärpflicht uns das Recht wieder 
zugeſtanden werde, im Innern des Landes wohnen zu dürfen. 
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No. 7. 

Florence, le 15. Septembre 1869. 
Serie Politica 
No. 14. 

Monsieur le Comte! 


Le gouvernement du Roi a suivi avec le plus vif interét la ques- 
tion de l'égalité civile des Israélites de la Servie dans sa phase 
actuelle. Vous savez que nous avions voué depuis longtemps toute 
notre sollicitude a obtenir une solution équitable de cette question. 
Ce que vous nous avez écrit dernièrement nous a mis a meme de 
Papprecier a un point de vue que nous croyons tres impartial. 

La promulgation de la nouvelle constitution de la principaute 
était une occasion favorable pour proclamer des principes destinés 
a assurer à la Servie les sympathies des peuples libres et des gou- 
vernements les plus eclaires de I Europe. 

C'etait avec un veritable plaisir que nous avions appris que les 
dispositions et les tendances du pouvoir executif laissaient bien peu 
a desirer a cet egard. Nous felicitions sincèrement les hommes qui 
sont a la tete du gouvernement des efforts qu'ils ont faits pour ob- 
tenir de I As8emblee constituante I'abrogation de toutes les lois con- 
tenant des exceptions aux principes d'egalite civile et de liberte re- 
ligieuse proclames dans la constitution Serbe. Mais nons devous en 
meme temps regretter que cette attitude du pouvrir n'eut pas suffi 
a assurer un resultat aussi complet que nous Faurions désiré. 

Le gouvernement de la Regence n'ignore probablement pas que, 
lorsqu'au mois de Mars dernier une Puissance amie nous avait en- 
gage a nous associer a une demarche collective en faveur des Is- 
raélites de la Principaute, nous avions decline cette invitation, car 
nous pensions qu'il valuit mieux laisser a Tiniative du peuple Serbe 
Fadoption de principes qui auraient signale un progres reel dans les 
moeurs de toutes les classes de la nation. 

C'est pourquoi tout en prenant acte des efforts que le pouvoir 
executif a faits pour ameliorer l'état des choses, et pour empecher 
que Tinegalite de droit des Israclites füt inseree dans les nouvelles 
dispositions organiques de la Principaute, nous croyons qu'il serait 
de Tinteret de la Servie de rassurer Vopinion générale sur Vesprit 
qui a dicte la clause, par laquelle les lois de 1856 et de 1861 ont 
été maintenues en vigneur, malgre Pevidente contradiction de leurs 
dispositions avec les principes proclames dans la constitution. 


1 


La formule dont on s'est sevie, en maintenant en vigneur ces 
lois sans en reprodaire le texte meme comme faisant partie de la 
loi fondamentale, semble permettre qu'elles seront modifiees quand 
le gouvernement Serbe Je jugera convenable, sans que la constitution 
elle-meme recoive aucune atteinte. Vous m'avez fait remarquer, Mon- 
sieur le Comte, que Toportunite d'une modification de ces lois sem- 
blerait avoir deja été reconnue en principe par FAssemblee consti- 
tuante qui, en les conservant, malgre les exceptions qu'elles contien- 
nent aux principes proclames dans la constitution, avait phitot voulu 
proteger en fait des interets d'ordre interieur que decreter en principe 
la conservation de dispositions contraires au droit d'egalite de tous 
les Serbes. 

Nous serions heureux d'apprendre que le gouvernement Serbe 
se propose de reformer ces lois de maniere a empecher et a punir 
les actes reprehensibles et nuisibles aux interets des populations de 
le Principaute, et a somnettre Vexercice de certaines industries et de 
certains commerces a des prescriptions generales ou a des autarisa- 
tions particulieres, en evitant de frapper d'une interdiction formelle 
une classe 8peciale de citoyens designee par leur croyance. 

It nous semble que les dispositions que le gouvernement de 
Belgrade adopterait pour enlever, a ces lois d'ordre interieur le ca- 
ractere d'intolerance rehgieuse, qu'elles revetent encore actuellement, 
meriteraient I'approbation unanime des pays amis de la Principaute. 

De meme qu'en interpretant fidelement les intentions du gou- 
vernement du Roi, vous vous etes applique avec 8ucces à fortifier les 
bonnes dispositions des Regents dans le seus de la proclamation de 
Tégalité civile de tous les Serbes sans distinetion de religion, je pense 
qu'il vous sera facile aujourd'hui de persuader aux hommes T'Etat 
de la Servie combien il serait avantageux pour le pays de ne point 
retarder la reforme des lois qui constituent actuellement encore une 
exception regrettable aux principes adoptes dans la constitution 
Serbe. 

Je vous autorise à donner lecture et & laisser copie de cette 
depeche a Monsieur Mattitsch, et je saisis cette occasion pour vous 
renonveler, Monsieur le Comte, les assurances de ma consideration 
la plus distiugnee, 


Im Verlage von Julius Levit m Berlin find asc tenen: 
Jeſt⸗ Predigten 
ur 
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Säcularfeier der jüdiſchen Gemeinde 


in Berlin 
am 10. September 187 


von den 


Rabbinern Dr. J. Aub und Dr. Abr. Geiger. 
Preis 5 Sgr. 
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= Jom Ripur 1870 vor Meh. 

| Zeichnung von L. Burger. 

Wa > Text vom Rabbiner Dr. Philippſon. 

Ausgabe I. 1 Thlr. Ausgabe II. (Pracht-Ausg.) 1% Thlr. 
3 Photographie (Kab.- Ausg.) 10 Sgr. 


OG SPI PS PN 


| | Neue intereſſante Photographie!! 


be Jahreszeit-Andacit eines jüdiſchen Soldaten. 
(-Nach der Schlacht bei Worth.) 
Nach dem Originalgemälde des Profeſſors M. Oppenheim her⸗ 


= ausgegeben zum Beſten der Königin⸗Auguſta⸗Stiftung zur Unter- 
7 ſtützung mittellos hinterbliebener Töchter gefallener Soldaten. 


groß Folio (Carton 18—24“) a 2 Thlr. 


„Nach der Schlacht bei Wörth begegnete ein Militairaxzt einem verwunde⸗ 
ten Soldaten. Auf die Frage des Erſteren, was er ſuche, antwortete Letzterer: 
| „einen Juden“; den haben Sie in mir gefunden, erwiderte der Arzt. Hier- 
ö auf erſuchte ihn der Verwundete, ihm zu — da Einer ſeiner Kameraden 
Np den Sterbetag ſeines Vaters, den Jener zu feiern noch nie verabſiumt, begehen 

. 5 möchte, ihm aber noch der zehnte Mann fehlte. Der Arzt willfahrte dieſer Bitte 
| und wohnte in gehobener Stimmung dieſer Feierlichkeit in einer armſeligen 


| Bauernhütte bei.“ , 
| F. Sala & Co. in Berlin. 
5 Vorrithig in allen Buch- und Kunſthandlungen. 


g Druck von W. Moeſer in Berlin, Stallſchreiberſtraße 34/35. 
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